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Nr. 1 Beschlüsse der Bundeskommission der  
Arbeitsrechtlichen Kommission des  
Deutschen Caritasverbandes

I) Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion des Deutschen Caritasverbandes hat auf ihrer Sitzung 
am 7. Oktober 2021 folgende Beschlüsse gefasst:

A. 
Beschlüsse der Bundeskommission

Abschnitt 1: Beschlüsse über Änderungen in den AVR

A.  Angleichung der Weihnachtszuwendung 

I. In Anmerkung 2 zu Abschnitt XIV der Anlage 1 AVR („Für 
das Gebiet der Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen so-
wie für den Teil Berlins, in dem das Grundgesetz bis ein-
schließlich 2. Oktober 1990 nicht galt, soweit es zu den 
(Erz-)Bistümern Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, 
Hamburg und Magdeburg gehört…“) wird der Wert 57,50 
v. H. ab dem 1. Januar 2022 durch den Wert 73,50 v. H. er-
setzt.

II.  Ab dem 1. Januar 2023 werden die beiden Anmerkungen 2, 
die die RK Ost betreffen („Für das Gebiet der Bun des länder 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und Sachsen sowie für den Teil Berlins in dem das 
Grundgesetz bis einschließlich 2. Oktober 1990 nicht galt, 
soweit es zu den (Erz-)Bistümern Berlin, Dresden-Meißen, 

Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg gehört…“; „Für 
das Gebiet der Bundesländer Hamburg, Schleswig-Holstein, 
sowie für den Teil des Landes Berlin, in dem das Grundgesetz 
bereits vor dem 3. Oktober 1990 galt, …“), durch eine neue 
Anmerkung 2 mit folgendem Wortlaut ersetzt:

 „(RK Ost)
 Wegen der Festschreibung der Weihnachtszuwendung be-

trägt abweichend von Abs. d Unterabs. 1 Satz 1 der Bemes-
sungssatz für die Weihnachtszuwendung ab dem 1. Januar 
2023 77,51 v. H. Für die Berechnung ist auf die Tabellen des 
Tarifgebiets West der Regionalkommission Ost abzustellen.“

III. Die Änderungen treten zum 1. Juli 2021 in Kraft.

B. Anlage 7 zu den AVR 

I. Änderungen in der Anlage 7 zu den AVR 
Die Anlage 7 zu den AVR wird wie folgt neu gefasst: 
„Anlage 7 Ausbildungsverhältnisse 

Teil I. Allgemeiner Teil 

§ 1 Geltungsbereich

(1) 1Diese Anlage gilt für Schüler, Auszubildende, Praktikanten 
nach abgelegtem Examen und Studenten*. 2Für die besonde-
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ren Regelungen finden die einschlägigen Abschnitte des Teils 
II. der Anlage 7 ergänzend Anwendung.

(2) Soweit in den AVR nichts anderes geregelt ist, gelten die 
jeweils einschlägigen gesetzlichen Vorschriften.

§ 2 Ausbildungsvertrag

(1) 1Die Einrichtung als Träger der praktischen Ausbildung 
schließt mit dem Auszubildenden vor Beginn der Ausbildung 
einen schriftlichen Ausbildungsvertrag. 2Zum Ausbildungsver-
trag wird von der Einrichtung der mit der Schule abgestimmte 
Ausbildungsplan nachgewiesen. 3Der Ausbildungsvertrag muss 
neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs mindestens ent-
halten Angaben über
a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der 

jeweils geltenden Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche 
Gliederung der Ausbildung,

b) Beginn und Dauer der Ausbildung,
c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchent lichen Aus-

bildungszeit,
d) Dauer der Probezeit,
e) Verpflichtung des Auszubildenden zur Teilnahme an der 

theoretischen Ausbildung,
f ) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts,
g) Dauer des Urlaubs,
h) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungs vertrag ge-

kündigt werden kann,
i) die Geltung der AVR Caritas sowie einen in all gemeiner 

Form gehaltenen Hinweis auf die auf das Ausbildungsver-
hältnis anzuwendenden Dienstvereinbarungen.

(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich ver-
einbart werden. 2Sie können gesondert gekündigt werden, so-
weit dies einzelvertraglich vereinbart ist.

§ 3 Ausbildungsvergütung

(1) Der Auszubildende erhält eine monatliche Ausbildungsver-
gütung nach dem jeweiligen Abschnitt in Teil II. der Anlage 7.

(2) 1Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Ab-
schnitt X der Anlage 1 entsprechend. 2Soweit nicht besonders 
geregelt gelten für die Zulagen und Zuschläge sowie Bereit-
schaftsdienst- und Rufbereitschaftsentgelte die Regelungen, die 
bei dem Träger der praktischen Ausbildung für den Mitarbeiter 
in dem Beruf gelten, zu dem die Ausbildung erfolgt, entspre-
chend. 3Der Zeitzuschlag für Überstunden beträgt 30 v.H. des 
Stundenentgelts.

(3) Auszubildende erhalten entweder eine Weihnachtszuwen-
dung nach Abschnitt XIV der Anlage 1 sowie ein Urlaubsgeld 
nach §§ 6 bis 9 der Anlage 14 oder eine Jahressonderzahlung 
nach § 16 der Anlage 31.

(4) 1Bei der Anwendung dieser Anlage oder anderer Anlagen 
auf der Grundlage dieser Anlage gilt als Stundenentgelt der auf 
die Stunde entfallende Anteil der jeweiligen Ausbildungsver-
gütung. 2Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jeweilige Ausbil-
dungsvergütung durch das 4,348fache der durchschnittlichen 
regel mäßigen wöchentlichen Ausbildungszeit zu teilen.

§ 4 Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbil-
dungszeit und die tägliche Ausbildungszeit der Auszubildenden, 

die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richten 
sich nach den für die beim Träger der praktischen Ausbildung 
in dem künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mit-
arbeiter maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit.

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachwei-
sen) verlangt, ist den Auszubildenden dazu Gelegenheit wäh-
rend der Ausbildungszeit zu geben.

(3) An Tagen, an denen Auszubildende an einem theoretischen 
betrieblichen Unterricht von mindestens 270 tatsächlichen 
Unterrichtsminuten teilnehmen, dürfen sie nicht zur prakti-
schen Ausbildung herangezogen werden.

(4) 1Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als Aus-
bildungszeit. 2Dies gilt auch für die notwendige Wegezeit zwi-
schen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, sofern die Ausbil-
dung nach dem Unterricht fortgesetzt wird.

(5) Im Rahmen des Ausbildungszwecks darf der Auszubildende 
auch an Sonntagen und Wochenfeiertagen sowie in der Nacht 
ausgebildet werden.

(6) Eine über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche 
Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist nur aus-
nahmsweise zulässig.

§ 5 Sonstige Ausbildungsbedingungen

(1) Für Belohnungen und Geschenke, Nebentätigkeiten, für 
die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vor-
festtagen, für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, 
für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten die Vor-
schriften sinngemäß, die jeweils für die beim Träger der Aus-
bildung in dem künftigen Beruf des Auszubildenden beschäf-
tigten Mitarbeiter maßgebend sind.

(2) Bei Vorliegen der Voraussetzungen erhält der Auszubil- 
dende
a) die Zulagen nach Abschnitt VIII Abs. e der An lage 1 und 

die Zulagen nach den Anmerkungen Nr. 1 zu den Tätig-
keitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 
12 nach Anhang D der Anlage 31 bzw. Nr. 1 zu den Tätig-
keitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 
12 nach Anhang D der Anlage 32 zur Hälfte,

b) die Wechselschicht- und Schichtzulage nach den für in dem 
künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mitar-
beiter maßgebenden Vorschriften zu drei Vierteln.

(3) 1Sachbezüge sind in Höhe der durch Rechtsverordnung 
nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 SGB IV bestimmten Werte anzurech-
nen, jedoch nicht über 75 v.H. der Brutto-Ausbildungsvergü-
tung hinaus. 2Kann der Auszubildende während der Zeit, für 
die die Ausbildungsvergütung bei Arbeitsunfähigkeit oder bei 
Erholungsurlaub fortzuzahlen ist, Sachbezüge aus berechtigtem 
Grund nicht abnehmen, sind diese nach den Sachbezugswerten 
abzugelten, jedoch nicht über 75 v.H. der Brutto-Ausbildungs-
vergütung hinaus.

§ 6 Ärztliche Untersuchung

(1) Auszubildende haben auf Verlangen des Trägers der prak-
tischen Ausbildung vor ihrer Einstellung ihre körperliche 
Eignung (Gesundheits- und Entwicklungsstand, körperliche 
Beschaffenheit und Arbeitsfähigkeit) durch das Zeugnis einer 
Betriebsärztin/eines Betriebsarztes, nachzuweisen, soweit sich 
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der Träger der praktischen Ausbildung und Auszubildender 
nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben.

(2) 1Der Träger der praktischen Ausbildung ist bei begründe-
ter Veranlassung berechtigt, Auszubildende zu verpflichten, 
durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der 
Lage sind, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen 
Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei der beauftragten Ärztin/dem 
beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen 
Betriebsarzt handeln, soweit sich Träger der praktischen Ausbil-
dung und Auszubildender nicht auf eine andere Ärztin/einen 
anderen Arzt geeinigt haben.

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat den Auszubil-
denden, der besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit 
gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt oder mit der 
Zubereitung von Speisen beauftragt ist, in regelmäßigen Zeit-
abständen oder auf Antrag des Auszubildenden bei Beendigung 
des Ausbildungsverhältnisses ärztlich zu untersuchen.

(4) 1Die Kosten der Untersuchung trägt der Träger der prakti-
schen Ausbildung. 2Das Ergebnis der ärztlichen Untersuchung 
ist dem Auszubildenden bekanntzugeben.

§ 7 Schweigepflicht

(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegen-
heit zu wahren wie die Beschäftigten des Trägers der prakti-
schen Ausbildung.

(2) Ohne Genehmigung des Trägers der praktischen Ausbil-
dung darf der Auszubildende

a) von Schriftstücken, Zeichnungen oder bildlichen Darstel-
lungen,

b) von chemischen Stoffen oder Werkstoffen,

c) von Herstellungsverfahren oder

d) von Maschinenteilen oder anderen geformten Körpern

zu außerdienstlichen Zwecken weder sich noch einem anderen 
Kenntnis, Abschriften, Ab- oder Nachbildungen verschaffen.

(3) Der Auszubildende hat auf Verlangen des Trägers der prak-
tischen Ausbildung Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Dar-
stellungen usw. sowie Aufzeichnungen über Vorgänge der Ein-
richtung herauszugeben.

(4) Der Auszubildende hat auch nach Beendigung des Aus-
bildungsverhältnisses über Angelegenheiten, die der Schweige-
pflicht unterliegen, Verschwiegenheit zu bewahren.

§ 8 Entschädigung bei Ausbildungsfahrten
1Abweichend von der bei Dienstreisen und Abordnungen maß-
geblichen Reisekostenregelung (Anlage 13a) werden bei Reisen 
zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrich-
tung außerhalb des Beschäftigungsortes (politische Gemeinde) 
sowie zur Teilnahme am Unterricht, an Vorträgen, an Arbeits-
gemeinschaften oder an Übungen zum Zwecke der Ausbildung 
die notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die 
Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmä-
ßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Eisenbahnverkehr 
ohne Zuschläge) erstattet. 2Möglichkeiten zur Erlangung von 
Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten oder Fahrkar-
ten für Berufstätige) sind auszunutzen.

§ 9 Familienheimfahrten
1Für Familienheimfahrten vom Ort der Ausbildungsanstalt 
zum Wohnort der Eltern, des Erziehungsberechtigten oder des 
Ehegatten und zurück werden dem Auszubildenden monatlich 
einmal die notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten 
der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regel-
mäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Eisenbahnver-
kehr ohne Zuschläge) – für Familienheimfahrten in das Aus-
land höchstens die entsprechenden Kosten für die Fahrt bis 
zum inländischen Grenzort – erstattet, wenn der Wohnort der 
Eltern, des Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten so weit 
vom Ort der Ausbildungsanstalt entfernt ist, dass der Auszu-
bildende nicht täglich zu diesem Wohnort zurückkehren kann 
und daher außerhalb wohnen muss. 2Möglichkeiten zur Erlan-
gung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten oder 
Fahrkarten für Berufstätige) sind auszunutzen.

§ 10 Krankenbezüge
1Bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit erhält der Auszu-
bildende bis zur Dauer von sechs Wochen Krankenbezüge in 
Höhe des Entgeltes, das ihm während des Erholungsurlaubs 
zusteht. 2Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch 
einen bei dem Träger der praktischen Ausbildung erlittenen 
Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Träger der praktischen 
Ausbildung zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhält 
der Auszubildende nach Ablauf des nach Satz 1 maßgebenden 
Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der 
Arbeitsunfähigkeit als Krankenbezüge einen Krankengeld-
zuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
Nettoentgelt und der um die gesetzlichen Beitragsanteile des 
Auszubildenden zur gesetzlichen Renten-, Arbeitslosen- und 
sozialen Pflegeversicherung verminderten Leistungen des So-
zialleistungsträgers gezahlt, wenn der zuständige Unfallversi-
cherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit an-
erkennt. 3Im Übrigen gelten Abschnitt XII Abs. a Unterabs. 2 
der Anlage 1 (Regelungen zur Maßnahme der medizinischen 
Vorsorge oder Rehabilitation und Wiederholungserkrankung), 
Abschnitt XIIa der Anlage 1 (Anzeige- und Nachweispflichten) 
und Abschnitt XIIb der Anlage 1 (Forderungsübergang bei 
Dritthaftung).

§ 11 Urlaub
1Der Auszubildende erhält Urlaub gemäß der Anlage 14, so-
weit nicht eine für den Auszubildenden günstigere gesetzliche 
Regelung besteht. 2Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit 
zusammenhängend während der unterrichtsfreien Zeit der be-
ruflichen Schule bzw. Hochschule zu erteilen und in Anspruch 
zu nehmen.

§ 12 Freistellung vor der Prüfung
1Dem Auszubildenden ist vor der in der Ausbildungsordnung 
vorgeschriebenen Abschlussprüfung an fünf Ausbildungstagen, 
bei der Sechstagewoche an sechs Ausbildungstagen Gelegenheit 
zu geben, sich ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung 
auf die Abschlussprüfung vorzubereiten. 2Der Anspruch nach 
Satz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubildende zur 
Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammen-
gefasst werden; der Auszubildende erhält jedoch mindestens 
zwei freie Ausbildungstage. 3Dem Auszubildenden ist für diese 
Freistellung zur Prüfungsvorbereitung sowie zu der Freistellung 
zur Teilnahme an der Abschlussprüfung die Ausbildungsvergü-
tung fortzuzahlen.
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§ 13 Ausbildungsmittel

Der Träger der Ausbildung hat dem Auszubildenden kosten-
los die Ausbildungsmittel, Instrumente und Apparate zur Ver-
f ügung zu stellen, die zur Ausbildung und zum Ablegen der  
in der Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Prüfungen (Zwi-
schenprüfungen und Abschlussprüfung) erforderlich sind.

§ 14 Schutzkleidung

Für die Gewährung von Schutzkleidung gelten die für die in 
dem Beruf beim Träger der praktischen Ausbildung tätigen Be-
schäftigten jeweils maßgebenden Bestimmungen, in dem die 
Auszubildenden ausgebildet werden.

§ 15 Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbil-
dungszeit; abweichende gesetzliche Regelungen bleiben un-
berührt. 2Im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung 
verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der 
Auszubildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprü-
fung, höchstens um ein Jahr. 3Während des Zeitraumes der 
Verlängerung wird das Entgelt des letzten regelmäßigen Aus-
bildungsabschnittes gezahlt. 4Das Ausbildungsverhältnis endet 
im Falle des endgültigen Nichtbestehens spätestens mit der das 
Ausbildungsverhältnis abschließenden Prüfung.

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Ab-
schlussprüfung erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, 
gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend.

(3) Nach der Probezeit (§ 7 Abs. 4 AT) kann das Ausbildungs-
verhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe 
nur gekündigt werden
a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer 

Kündigungsfrist,
b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier 

Wochen.
(4) 1Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirk-
sam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen der kündi-
gungsberechtigten Person länger als 14 Tage bekannt sind. 2Ist 
ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen 
Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf 
dieser Frist gehemmt.

§ 16 Mitteilungspflicht und Weiterarbeit

(1) 1Beabsichtigt der Träger der Ausbildung, den Auszubilden-
den nach Abschluss der Ausbildung in ein Dienstverhältnis zu 
übernehmen, hat er dies dem Auszubildenden drei Monate vor 
dem Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. 2In der 
Mitteilung kann der Träger der Ausbildung die Übernahme 
von dem Ergebnis der in der Ausbildungsordnung vorgeschrie-
benen Abschlussprüfung abhängig machen. 3Innerhalb von 
vier Wochen nach Zugang der Mitteilung hat der Auszubilden-
de schriftlich zu erklären, ob er beabsichtigt, in ein Dienstver-
hältnis zu dem Träger der Ausbildung zu treten. 4Beabsichtigt 
der Träger der Ausbildung, den Auszubildenden nicht in ein 
Dienstverhältnis zu übernehmen, hat er ihm dies drei Monate 
vor dem Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen.

(2) Wird der Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungs-
verhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas 
vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbe-
stimmte Zeit als begründet.

§ 17 Sonstige Bestimmungen

(1) Soweit in dieser Anlage für Auszubildende keine abwei-
chenden Regelungen vorgesehen sind, finden die AVR entspre-
chend Anwendung.

(2) Die Ausbildungszeit des Auszubildenden wird auf die Be-
schäftigungszeit (§ 11 AT) und die Dienstzeit (§ 11a AT) nicht 
angerechnet.

(3) Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an ihre 
jeweilige Ausbildung von ihrem Träger der praktischen Aus-
bildung in ein Dienstverhältnis übernommen werden und 
Anspruch auf eine Jahressonderzahlung oder eine Weihnachts-
zuwendung haben, erhalten einmalig zusammen mit der an-
teiligen Jahressonderzahlung oder Weihnachtszuwendung aus 
dem Dienstverhältnis die anteilige Jahressonderzahlung oder 
Weihnachtszuwendung aus dem Ausbildungsverhältnis.

Teil II. Besonderer Teil

A.  Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine Ausbil-
dung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegfachmann im Sinne des 
Gesetzes über die Pflegeberufe vom 17. Juli 2017 (Pflegeberu-
fegesetz – PflBG) absolvieren.

(2) 1Der Auszubildende muss die Voraussetzung für den Zu-
gang zur Ausbildung nach § 11 PflBG erfüllen. 2Vor Beginn 
des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungs-
vertrag zwischen dem Dienstgeber als Träger der praktischen 
Ausbildung im Sinne des § 8 PflBG und dem Auszubildenden 
zu schließen. 3Der Ausbildungsvertrag muss die Angaben nach 
§ 2 des Teils I. der Anlage 7 sowie den Mindestinhalt nach § 16 
Abs. 2 PflBG enthalten.

(3) Soweit in Anlage 7 und in gesetzlichen Regelungen für den 
Auszubildenden keine besonderen Vorschriften vorgesehen 
sind, finden die Vorschriften entsprechend Anwendung, die 
jeweils für die beim Träger der praktischen Ausbildung in dem 
künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter 
maßgebend sind.

§ 2 Ausbildungsdauer
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teil-
zeit beträgt die Ausbildungsdauer höchstens fünf Jahre. 3Sie 
kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen im Sin-
ne des § 12 PflBG um bis zu zwei Drittel verkürzt werden.

§ 3 Ausbildungsvergütung

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsver-
gütung. 2Sie beträgt:

ab 1. April 2021
im ersten Ausbildungsjahr 1.165,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.227,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.328,38 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr 1.190,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.252,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.353,38 Euro
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3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre be-
trägt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr jeweils 16 
Monate. 4Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt fünf 
Jahre beträgt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr je-
weils 20 Monate.

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch An-
rechnung nach § 2 Satz 3 des Abschnitts A des Teils II. der 
Anlage 7, wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach 
Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit ebenfalls berück-
sichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit gemäß § 21 Abs. 2 PflBG 
verlängert, erhält der Auszubildende während der verlängerten 
Ausbildungszeit die Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, 
dass nach dem dritten Jahr der Ausbildung die Ausbildungsver-
gütung des dritten Ausbildungsjahres anzuwenden ist. 

(3) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Ab-
schnitt X der Anlage 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
abhängig davon, in welcher Einrichtung des Trägers der prak-
tischen Ausbildung der Auszubildende im maßgeblichen Zeit-
raum die Ausbildung absolviert, die Werte der Anlagen 31 oder 
32 zugrunde gelegt werden, abgesehen der Ausbildungsvergü-
tung nach Absatz 1.

(4) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergü-
tung eine monatliche Zulage in Höhe von 11,11 Euro.

(5) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in ent-
sprechender Anwendung des § 16 der Anlage 31. 2In Abwei-
chung von § 16 Absatz 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der Be-
messungssatz 90 v.H.

§ 4 Beendigung der Ausbildung

(1) 1Bei einer Kündigung durch den Träger der praktischen 
Ausbildung ist das Benehmen mit der Pflegeschule herzustel-
len. 2In den Fällen des § 15 Abs. 3 Buchstabe a des Teils I. der 
Anlage 7 sind die Kündigungsgründe anzugeben.

(2) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungs-
verhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas 
vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbe-
stimmte Zeit als begründet.

B.  Ausbildung zum Anästhesietechnischen, zum Operations-
technischen Assistenten oder zum Notfallsanitäter

§ 1 Anwendungsbereich

(1) 1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine Ausbil-
dung zur Anästhesietechnischen Assistentin oder zur Opera-
tionstechnischen Assistentin nach dem Gesetz über den Beruf 
der Anästhesietechnischen Assistentin und des Anästhesietech-
nischen Assistenten und über den Beruf der Operationstechni-
schen Assistentin und des Operationstechnischen Assistenten 
(Anästhesietechnische- und Operationstechnische-Assisten-
ten-Gesetz – ATA-OTA-G) vom 14. Dezember 2019 sowie für 
Auszubildende, die eine Ausbildung zum Notfallsanitäter nach 
dem Notfallsanitätergesetz vom 22. Mai 2013 (NotSanG) ab-
solvieren. 2Hierunter fallen auch Auszubildende, die bis zum 
31. Dezember 2021 eine Ausbildung nach der Empfehlung der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) begonnen haben.

(2) 1Voraussetzung der Anwendung ist, dass die Einrichtung 
der praktischen Ausbildung oder die mit ihr in Trägerschaft 

verbundene Schule Ausbildungsträger ist. 2Ist die Schule Aus-
bildungsträger, gilt sie für die Anwendung der Regelungen 
dieser Anlage zusammen mit der mit ihr in Trägerschaft ver-
bundene Einrichtung der praktischen Ausbildung als Träger 
der praktischen Ausbildung im Sinne des § 2 des Teils I. der 
Anlage 7.

§ 2 Ausbildungsdauer
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teil-
zeit beträgt die Ausbildungsdauer höchstens fünf Jahre. 3Sie 
kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen um bis 
zu zwei Drittel verkürzt werden.

§ 3 Ausbildungsvergütung

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsver-
gütung. 2Sie beträgt:

ab 1. April 2021
im ersten Ausbildungsjahr 1.165,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.227,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.328,38 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr 1.190,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.252,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.353,38 Euro

3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre be-
trägt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr jeweils 16 
Monate. 4Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt fünf 
Jahre beträgt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr je-
weils 20 Monate.

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch An-
rechnung nach § 2 Satz 3 des Abschnitts B des Teils II. der 
Anlage 7, wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach 
Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit ebenfalls berück-
sichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit verlängert, erhält der Aus-
zubildende während der verlängerten Ausbildungszeit die Aus-
bildungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach dem dritten 
Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des dritten Aus-
bildungsjahres anzuwenden ist.

(3) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergü-
tung eine monatliche Zulage in Höhe von 11,11 Euro.

(4) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in ent-
sprechender Anwendung des § 16 der Anlage 31. 2In Abwei-
chung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der Be-
messungssatz 90 v.H.

§ 4 Beendigung der Ausbildung
1Bei einer Kündigung durch die Einrichtung der praktischen 
Ausbildung ist das Benehmen mit der Schule herzustellen. 2In 
den Fällen des § 15 Abs. 3 Buchstabe a des Teils I. der Anlage 7 
sind die Kündigungsgründe anzugeben.

C.  Ausbildung zum Pflegehelfer und zum Pflege assistent

§ 1 Anwendungsbereich

Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine nach Landes-
recht geregelte Ausbildung zum Pflegehelfer oder zum Pflege-
assistent absolvieren.
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§ 2 Ausbildungsdauer
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeitform mindestens 
einem Jahr und höchstens zwei Jahre. 2In Teilzeitform beträgt 
die Ausbildungsdauer vorbehaltlich anderer landesrechtlicher 
Regelung höchstens das Zweifache der Ausbildungsdauer in 
Vollzeitform. 3Die landesrechtlich vorgesehene Regeldauer 
kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen im lan-
desrechtlich zulässigen Rahmen verkürzt werden.

§ 3 Ausbildungsvergütung

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsver-
gütung. 2Sie beträgt:
ab 1. April 2021

im ersten Ausbildungsjahr 1.089,91 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.147,21 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr 1.114,91 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.173,21 Euro

3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt drei Jahre be-
trägt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr 18 Monate, 
bei insgesamt über vier Jahre 24 Monate

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch An-
rechnung nach § 2 Satz 3 des Abschnitts C des Teils II. der 
Anlage 7, wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach 
Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit ebenfalls berück-
sichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit verlängert, erhält der Aus-
zubildende während der verlängerten Ausbildungszeit die Aus-
bildungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach dem zweiten 
Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des zweiten 
Ausbildungsjahres anzuwenden ist.

(3) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Ab-
schnitt X der Anlage 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
Werte der Anlage 31 zugrunde gelegt werden, abgesehen der 
Ausbildungsvergütung nach Absatz 1.

(4) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in ent-
sprechender Anwendung des § 16 der Anlage 31. 2In Abwei-
chung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der Be-
messungssatz 90 v.H.

§ 4 Anzuwendende Regelungen

Im Übrigen finden die Regelungen des Abschnitts A des Teils 
II. der Anlage 7. entsprechende Anwendung, soweit hier dazu 
nichts geregelt ist.

D.  Ausbildung in praxisintegrierten Ausbildungsgängen  
zum Erzieher und in betrieblich-schulischen  
Gesundheitsberufen 

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die in praxisin-
tegrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher nach landesrecht-
lichen Regelungen ausgebildet werden sowie für Auszubildende 
in den Gesundheitsberufen Diätassistent, Ergotherapeut, Lo-
gopäde, Medizinisch-technischer Laboratoriumsassistent, Me-
dizinisch-technischer Radiologieassistent, Medizinisch-tech-
nischer Assistent für Funktionsdiagnostik, Orthoptist oder 
Physiotherapeut, deren praktische Ausbildung bei einer Ein-
richtung im Geltungsbereich der AVR (§ 2 Abs. 1 AT) erfolgt, 
die entweder vom selben Träger wie die die theoretische Aus-
bildung erbringende Schule getragen ist oder die eine Koopera-
tionsvereinbarung mit dieser Schule getroffen hat.

(2) Den Gesundheitsberufen im Sinne des Absatzes 1 liegen 
folgende Vorschriften zu Grunde:

Ausbildungen Gesetzliche Vorschriften 
in der jeweils aktuellen 
Fassung

1. Orthoptisten Orthoptistengesetz  
vom 28. November 1989 
(BGBl. I S. 2061)
Ausbildungs- und  
Prüfungsverordnung für 
Orthoptistinnen und 
Orthoptisten  
vom 21. März 1990  
(BGBl. I S. 563)

2. Logopäden Gesetz über den Beruf  
des Logopäden  
vom 7. Mai 1980  
(BGBl. I S. 529)
Ausbildungs- und  
Prüfungsordnung  
für Logopäden vom  
1. Oktober 1980  
(BGBl. I S. 1892)

3. a) Medizinisch-technische 
Laboratoriumsassistenten
b) Medizinisch-technische  
Radiologieassistenten
c) Medizinisch-technische 
Assistenten für  
Funktions diagnostik

MTA-Gesetz vom  
2. August 1993  
(BGBl. I S. 1402)
Ausbildungs- und  
Prüfungsverordnung  
für technische Assistenten 
in der Medizin  
vom 25. April 1994 
(BGBl. I S. 922)

4. Ergotherapeuten Ergotherapeutengesetz 
vom 25. Mai 1976  
(BGBl. I S. 1246)
Ergotherapeuten- 
Ausbildungs- und  
Prüfungsverordnung vom 
2. August 1999  
(BGBl. I S. 1731)

5. Physiotherapeuten Masseur- und Physio-
therapeutengesetz  
vom 26. Mai 1994  
(BGBl. I S. 1084)
Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für 
Physiotherapeuten  
vom 6. Dezember 1994 
(BGBl. I S. 3786)

6. Diätassistenten Diätassistentengesetz  
vom 8. März 1994  
(BGBl. I S. 446)
Ausbildungs- und  
Prüfungsverordnung für 
Diätassistentinnen und 
Diätassistenten  
vom 1. August 1994 
(BGBl. I S. 2088)

§ 2 Ausbildungsvergütung
(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsver-
gütung. 2Sie beträgt für Auszubildende in den Gesundheitsbe-
rufen im Sinne dieses Abschnittes
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ab 1. April 2021
im ersten Ausbildungsjahr  1.040,24 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.100,30 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.197,03 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr  1.065,24 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.125,30 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.222,03 Euro

3Für Auszubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen 
im Sinne dieses Abschnittes finden die Ausbildungsvergütungs-
höhen nach § 3 Abs. 3 des Abschnittes A des Teils II. der An-
lage 7 Anwendung.

(2) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergü-
tung eine monatliche Zulage in Höhe von 11,11 Euro.

(3) Auszubildende in einem Ausbildungsberuf, dessen Absolven-
ten beim Träger der praktischen Ausbildung regelmäßig nach den 
Anlage 2, 2d und 2e eingruppiert sind, erhalten eine Weihnachts-
zuwendung nach Abschnitt XIV der Anlage 1 sowie ein Urlaubs-
geld nach §§ 6 bis 9 der Anlage 14. Andere Auszubildende erhal-
ten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung des 
§ 3 Abs. 5 des Abschnittes A des Teils II. der Anlage 7.

§ 3 Anzuwendende Regelungen

Im Übrigen finden die Regelungen des Abschnitts A des Teils 
II. der Anlage 7 entsprechende Anwendung, soweit hier dazu 
nichts geregelt ist.

E. Auszubildende in der dualen Berufsausbildung 

§ 1 Anwendungsbereich

Dieser Abschnitt gilt für betrieblich Auszubildende in den Ein-
richtungen im Geltungsbereich der AVR (§ 2 Abs. 1 AT) für 
die Dauer der Ausbildungszeit.

§ 2 Ausbildungsvergütung

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsver-
gütung. 2Sie beträgt:
ab 1. April 2021

im ersten Ausbildungsjahr  1.043,26 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.093,20 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.139,02 Euro
im vierten Ausbildungsjahr 1.202,59 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr  1.068,26 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.118,20 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.164,02 Euro
im vierten Ausbildungsjahr 1.227,59 Euro

(2) Wird aufgrund der Ausbildungsbestimmungen (Berufsbild 
usw.) ein erfolgreicher Handelsschulabschluss oder eine andere 
Vorbildung auf die Ausbildungszeit angerechnet, so gilt für die 
Höhe des Entgeltes der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit 
verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.

(3) Hat der Auszubildende vor der Beendigung der vereinbarten 
Ausbildungszeit die Abschlussprüfung bestanden, so erhält er, 
wenn er weiterbeschäftigt wird, von dem Tage an, der auf den 
Tag der bestandenen Abschlussprüfung folgt, die seiner Tätigkeit 
entsprechenden Bezüge nach den Bestimmungen der AVR.

(4) Auszubildende erhalten eine Weihnachtszuwendung nach 
Abschnitt XIV der Anlage 1 sowie ein Urlaubsgeld nach §§ 6 
bis 9 der Anlage 14.

F.  Studieren in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen 

§ 1 Anwendungsbereich
1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die mit Einrichtun-
gen einen Vertrag für die Teilnahme an einem ausbildungsinte-
grierten dualen Studiengang abschließen. 2Voraussetzung dafür, 
dass dieser Abschnitt auf Auszubildende Anwendung findet, ist 
auch, dass die Auszubildenden in einem staatlich anerkann-
ten beziehungsweise als staatlich anerkannt geltenden Ausbil-
dungsberuf nach den Abschnitten A, B, D oder E des Teils II. 
der Anlage 7 ausgebildet werden. 3Das ausbildungsintegrierte 
Studium verbindet auf der Grundlage des Ausbildungsvertra-
ges die Ausbildung in diesen Berufen mit einem Studium, das 
in einem vom Träger der praktischen Ausbildung vorgegebenen 
Studiengang an einer Hochschule absolviert wird. 4Es gliedert 
sich in einen Ausbildungsteil und einen Studienteil, die beide 
jeweils dem Erreichen der entsprechenden Abschlussqualifika-
tion dienen.

§ 2 Ausbildungsvertrag und Kündigungsfristen
1Die Form des Ausbildungsnachweises erfolgt nach dem Be-
rufsbildungsgesetz (BBiG) für Auszubildende mit einem Aus-
bildungsteil nach Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7. 2Bei 
Auszubildenden mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A 
des Teils II der Anlage 7 mit einer integrierten Ausbildung nach 
dem Pflegeberufegesetz (PflBG) muss der Ausbildungs- und 
Studienvertrag darüber hinaus folgende Angaben enthalten:
a) den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Aus-

richtung nach § 7 Abs. 4 Satz 2 PflBG,
b) Verpflichtung der Auszubildenden zum Besuch der Ausbil-

dungsveranstaltungen der Pflegeschule,
c) Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 19 Abs. 2 PflBG,
d) Hinweis auf die Rechte als Mitarbeiter im Sinne von § 3 

MAVO.
3Unberührt bleiben weitere zwingende Anforderungen an den 
Inhalt des Ausbildungsvertrages in gesetzlichen Ausbildungs-
regelungen.

§ 3 Nachweispflichten

(1) 1Die Leistungsnachweise aus dem jeweiligen Ausbildungs-
teil sind Bestandteil der Personalakte der Auszubildenden. 
2Hierzu haben die Auszubildenden die von den Hochschu-
len auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen 
Studien- und Prüfungsordnungen sowie eine Abschrift des  
Abschlusszeugnisses beziehungsweise nach den Berufs- oder 
Pflegeschulen unverzüglich nach Aushändigung dem Träger 
der praktischen Ausbildung vorzulegen.

(2) 1Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich bekannt 
zu geben. 2Die Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen.

§ 4  Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und  
Studienzeit

(1) 1Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbil-
dungs- und Studienzeit und tägliche Ausbildungs- und Stu-
dienzeit der Auszubildenden richten sich während der fach-
theoretischen Abschnitte nach der jeweiligen Ausbildungs-, 
Studien- und Prüfungsordnung. 2Die regelmäßige durch-
schnittliche wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit der 
Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz 
fallen, richtet sich während der berufspraktischen Abschnitte 
beim Träger der praktischen Ausbildung nach den für die Mit-
arbeiter des Trägers der praktischen Ausbildung maßgebenden 
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Vorschriften über die Arbeitszeit. 3Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch bei der Durchführung von berufspraktischen Abschnitten 
einschließlich der praktischen Ausbildung des Ausbildungsteils 
bei einem Dritten. 4In dem Ausbildungs- und Studienvertrag 
nach § 2 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7 werden die be-
rufspraktischen Abschnitte verbindlich in einem Ausbildungs- 
und Studienplan vereinbart.

(2) An Tagen, an denen Auszubildende fachtheoretische Stu-
dienabschnitte an der Hochschule absolvieren, gilt die tägliche 
Ausbildungs- und Studienzeit als erfüllt.

§ 5 Ausbildungsvergütung

(1) 1Auszubildende erhalten bis zum Ablauf des Kalendermo-
nats, in dem die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils er-
folgreich abgelegt wird, ein Studienentgelt, das sich aus einem 
monatlichen Entgelt und einer monatlichen Zulage zusam-
mensetzt. 2Das monatliche Entgelt beträgt für Auszubilden-
de in einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit 
einem Ausbildungsteil nach
a) Abschnitt A und Abschnitt B. sowie der praxisintegrierten 

Erzieherausbildung nach Abschnitt D des Teils II. der An-
lage 7
ab 1. April 2021

im ersten Ausbildungsjahr 1.165,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.227,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.328,38 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr 1.190,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.252,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.353,38 Euro

b) nach Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7
ab 1. April 2021

im ersten Ausbildungsjahr  1.043,26 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.093,20 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.139,02 Euro
im vierten Ausbildungsjahr 1.202,59 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr  1.068,26 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.118,20 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.164,02 Euro
im vierten Ausbildungsjahr 1.227,59 Euro

c) nach Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 (betrieblich- 
schulische Gesundheitsberufe)
ab 1. April 2021

im ersten Ausbildungsjahr  1.040,24 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.100,30 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.197,03 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr  1.065,24 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.125,30 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.222,03 Euro

3Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. 4Die Zulage erfolgt 
als monatliche Pauschale und damit unabhängig von der zeit-
lichen Verteilung der Ausbildungs- und Studienanteile.

(2) Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Ab-
schlussprüfung des Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wur-
de, erhalten die Auszubildenden anstelle des Studienentgelts 
nach Absatz 1 bis zur Beendigung des ausbildungsintegrierten 
dualen Studiums ein monatliches Ausbildungsentgelt in Höhe 
von für Auszubildende in einem ausbildungsintegrierten dua-
len Studiengang mit einem Ausbildungsteil

a) nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a
ab 1. April 2021: 1.490,00 Euro
ab 1. April 2022: 1.515,00 Euro

b) nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b
ab 1. April 2021: 1.300,00 Euro
ab 1. April 2022: 1.325,00 Euro

c) nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c
ab 1. April 2021: 1.360,00 Euro
ab 1. April 2022: 1.385,00 Euro

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung übernimmt die not-
wendigen Studiengebühren.

(4) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer 
berufsbildenden Schule oder wegen einer Berufsausbildung in 
einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit des Ausbil-
dungsteils verkürzt, gilt für die Höhe des Studienentgelts nach 
Absatz 1 der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit des Ausbil-
dungsteils verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.

(5) Wird bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studien-
gang mit einem Ausbildungsteil nach Maßgabe des Abschnitts 
E des Teils II. der Anlage 7 die Ausbildungszeit des Ausbil-
dungsteils
a) im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung auf Ver-

langen der Auszubildenden bis zur nächstmöglichen Wie-
derholungsprüfung, höchstens um ein Jahr, verlängert oder

b) auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von 
der zuständigen Stelle oder nach § 27c Abs. 2 der Hand-
werksordnung (HwO) von der Handwerkskammer verlän-
gert,

wird während des Zeitraums der Verlängerung das Studienent-
gelt nach Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Satz 2 Buchstabe 
a des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts des Ausbil-
dungsteils gezahlt.

(6) 1Können Auszubildende bei einem ausbildungsintegrierten 
dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach dem Ab-
schnitt E des Teils II. der Anlage 7 ohne eigenes Verschulden 
die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erst nach beendeter 
Ausbildungszeit ablegen, erhalten die Auszubildenden bis zur 
Ablegung der Abschlussprüfung des Ausbildungsteils ein Studi-
enentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buch-
stabe b für den letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitt. 2Im 
Falle des Bestehens der Prüfung erhalten die Auszubildenden 
darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem 
der Ausbildungsteil geendet hat, den Unterschiedsbetrag zwi-
schen dem ihnen gezahlten Studienentgelt nach Satz 1 und dem 
für das vierte Ausbildungsjahr maßgebenden Studienentgelt 
nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchstabe b.

(7) 1Für Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Ab-
schnitt A oder Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 beträgt 
der Zeitzuschlag für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro pro 
Stunde. 2Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Ab-
schnitt A oder Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 erhalten 
die Wechselschicht- und Schichtzulage nach den für in dem 
künftigen Beruf des Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter 
maßgebenden Vorschriften zu 75 v.H.

(8) 1Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt 
E des Teils II. der Anlage 7 erhalten bis zum Abschluss des Aus-
bildungsteils einmal jährlich einen Lernmittelzuschuss in Höhe 
von 50 Euro brutto. 2§ 13 Teil I. der Anlage 7 bleibt unberührt. 
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3Der Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem Ausbildungs-
entgelt des ersten Monats des jeweiligen Ausbildungsjahres zu 
zahlen; er ist spätestens im Zahlungsmonat September des be-
treffenden Ausbildungsjahres fällig.

(9) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergü-
tung eine monatliche Zulage in Höhe von 11,11 Euro.

§ 6 Zusatzurlaub

Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt 
A oder Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7, die im Aus-
bildungsteil im Schichtdienst eingesetzt werden, erhalten im 
zweiten und dritten Jahr des Ausbildungsteils pauschal jeweils 
einen Tag Zusatzurlaub.

§ 7  Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der 
Ausbildungsstätte

(1) 1Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unter-
kunft am auswärtigen Ort (außerhalb der politischen Gemein-
de) werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur 
Verfügung steht, erstattet soweit der durch § 2 SvEV festgelegte 
Rahmen nicht überschritten wird. 2Zu den Auslagen des bei 
notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehenden Verpfle-
gungsmehraufwands wird für volle Kalendertage der Anwesen-
heit am auswärtigen Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss 
in Höhe der nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung 
maßgebenden Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen 
und Abendessen gewährt. 3Bei unentgeltlicher Verpflegung 
wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 4Bei einer über 
ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Aus-
bildungsmaßnahme werden die dadurch entstandenen Mehr-
kosten für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach 
Maßgabe der Sätze 1 bis 3 erstattet. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten 
auch für Reisen im Rahmen der fachtheoretischen Studienab-
schnitte, die Bestandteil von Studien- und Prüfungsordnungen 
sind, wenn die Hochschule außerhalb der politischen Gemein-
degrenze der Ausbildungsstätte liegt.

Anmerkung zu Absatz 1:
1Als „notwendig“ sind im Allgemeinen diejenigen Kosten an-
zusehen, die entstehen, wenn dem Auszubildenden die tägliche 
Heimkehr nicht möglich bzw. unzumutbar (i.S.v. § 140 Abs. 4 
Sätze 1 bis 3 SGB III) ist. 2Diese notwendigen Kosten werden 
für die Gesamtdauer der Ausbildung an der auswärtigen Hoch-
schule erstattet.

(2) 1Bei Reisen von Auszubildenden mit einem Ausbildungs-
teil nach dem Abschnitt E des Teils II. der Anlage 7, die im 
Rahmen des Ausbildungsteils für den Besuch einer auswärtigen 
Berufsschule erfolgen, werden die notwendigen Fahrtkosten er-
stattet, soweit sie monatlich 6 v. H. des Studienentgelts nach § 
5 Abs. 1 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7 für das erste Stu-
dienjahr übersteigen. 2Satz 1 gilt nicht, soweit die Fahrtkosten 
nach landesrechtlichen Vorschriften von einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts getragen werden. 3Die notwendigen Ausla-
gen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand werden bei 
Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule im Blockunter-
richt entsprechend Absatz 1 Sätze 1 bis 4 erstattet. 4Leistungen 
Dritter sind anzurechnen.

(3) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Auszubildenden 
mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt E des Teils II. der 
Anlage 7 die im Rahmen des Ausbildungsteils erfolgen, werden 
die Kosten nach Maßgabe des Absatzes 1 erstattet.

§ 8 Jahressonderzahlung

(1) 1Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt 
A oder Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 erhalten eine 
Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung des § 16 
der Anlage 31. 2In Abweichung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der 
Anlage 31 beträgt der Bemessungssatz 90 v.H. des den Aus-
zubildenden für November zustehenden Studienentgelts (§ 5 
Abs. 1 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7).

(2) Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt E 
des Teils II. der Anlage 7 erhalten eine Weihnachtszuwendung 
nach Abschnitt XIV der An lage 1 sowie ein Urlaubsgeld nach 
§§ 6 bis 9 der Anlage 14.

§ 9  Beendigung, Verkürzung und Verlängerung  
des Vertragsverhältnisses

(1) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet mit dem 
Ablauf der im Ausbildungs- und Studienvertrag vereinbarten 
Vertragslaufzeit.

(2) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet zudem:
a) bei wirksamer Kündigung (§ 15 des Teils I. der Anlage 7) 

oder
b) bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jewei-

ligen Studien- und Prüfungsordnung oder
c) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbil-

dungsprüfung des Ausbildungsteils; dies gilt nicht, wenn 
sich im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung der 
Ausbildungsteil auf Verlangen der Auszubildenden bis zur 
nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um 
ein Jahr, verlängert oder die Abschlussprüfung ohne eigenes 
Verschulden erst nach beendeter Ausbildungszeit des Aus-
bildungsteils abgelegt wird.

(3) 1Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann 
in Abstimmung mit dem Träger der praktischen Ausbildung 
beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der Studien- 
und Prüfungsordnung für den ausbildungsintegrierten dualen 
Studiengang zulässig ist und die Vereinbarkeit mit dem gleich-
zeitig zu absolvierenden Ausbildungsteil gewährleistet ist. 2Der 
Ausbildungs- und Studienvertrag ist entsprechend anzupassen.

§ 10 Zeugnis
1Der Träger der praktischen Ausbildung hat den Auszubilden-
den bei Beendigung des Ausbildungsteils nach § 1 Abs. 1 Satz 
2 des Abschnitts F des Teils II. der Anlage 7 ein Zeugnis gemäß 
§ 16 BBiG auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, 
Dauer und Ziel der Ausbildung sowie über die erworbenen Fer-
tigkeiten und Kenntnisse der Auszubildenden enthalten. 3Auf 
deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung 
und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

§ 11 Rückzahlungsgrundsätze

(1) Werden die Auszubildenden oder die ehemals Auszubilden-
den beim Träger der praktischen Ausbildung nach Beendigung 
ihres ausbildungsintegrierten dualen Studiums in ein Dienst-
verhältnis entsprechend ihrer erworbenen Abschlussqualifika-
tion übernommen, sind sie verpflichtet, dort für die Dauer von 
fünf Jahren beruflich tätig zu sein.

(2) Der vom Träger der praktischen Ausbildung bis zur Been-
digung oder zum Abbruch des ausbildungsintegrierten dualen 
Studiums gezahlte Gesamtbetrag, bestehend aus der monatli-
chen Zulage nach § 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 
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Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7, dem Studienentgelt nach 
§ 5 Abs. 2 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7 und den Stu-
diengebühren (§ 5 Abs. 3 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 
7), ist von den Auszubildenden oder den ehemals Auszubilden-
den zurückzuerstatten:

a) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbil-
dungs- oder Studienprüfung, wenn die Erfolglosigkeit in 
den Verantwortungsbereich der Auszubildenden fällt, weil 
sie es schuldhaft unterlassen haben, den erfolgreichen Ab-
schluss des ausbildungsintegrierten dualen Studiums im 
Rahmen des ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen,

b) bei Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studi-
ums durch Kündigung vom Träger der praktischen Ausbil-
dung aus einem von den Auszubildenden zu vertretenden 
Grund oder durch eine Eigenkündigung der Auszubilden-
den nach Ende der Probezeit, die nicht durch einen wichti-
gen Grund gemäß § 626 BGB gerechtfertigt ist,

c) bei Ablehnung des Angebots, beim Träger der praktischen 
Ausbildung im Anschluss an das erfolgreich bestandene 
ausbildungsintegrierte duale Studium entsprechend der er-
worbenen Abschlussqualifikation ein Dienstverhältnis zu 
begründen,

d) soweit das Dienstverhältnis, das beim Träger der praktischen 
Ausbildung im Anschluss an das erfolgreich bestandene aus-
bildungsintegrierte duale Studium entsprechend der erwor-
benen Abschlussqualifikation begründet wurde, aus einem 
von den ehemals Auszubildenden zu vertretenden Grund 
innerhalb der ersten fünf Jahre seines Bestehens endet.

(3) Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim Träger der 
praktischen Ausbildung absolviert wurden, verringert sich der 
Rückzahlungsbetrag auf 75 v. H. des Gesamtbetrages nach Ab-
satz 2.

(4) Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 2 bzw. 
3 wird für jeden vollen Monat, in dem nach erfolgreicher Be-
endigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums ein 
Dienstverhältnis bestand, um 1/60 vermindert.

(5) 1Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absatzes 2 
Buchstabe a oder b entfällt, wenn die Auszubildenden nach 
endgültigem Nichtbestehen der notwen -digen Studienprüfung 
oder nach Kündigung infolge des Abbruchs des Studiums in 
ein Dienstverhältnis entsprechend der im Ausbildungsverhält-
nis erworbenen Qualifikation übernommen werden und die-
ses für die nach Satz 3 festgelegte Bindungsdauer fortbesteht. 
2Die Rückzahlungspflicht entfällt nicht, wenn das Dienstver-
hältnis innerhalb der Bindungsdauer gemäß Satz 3 aus einem 
vom Mitarbeiter zu vertretenden Grund endet. 3Abweichend 
zu Absatz 1 bemisst sich die Bindungsdauer nach der Dauer 
des Ausbildungs- und Studienverhältnisses, wobei jeder volle 
Monat des Ausbildungs- und Studienverhältnisses einem Mo-
nat Bindungsdauer entspricht. 4Zur Berechnung der Rückzah-
lungspflicht gilt Absatz 3; Absatz 4 ist sinngemäß anzuwenden.

(6) Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise ver-
zichtet werden, soweit sie für die Auszubildenden oder die ehe-
mals Auszubildenden eine besondere Härte bedeuten würde.

§ 12 Befristung

Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum  
31. Juli 2025.

G.  Studieren in praxisintegrierten dualen Studiengängen

§ 1 Anwendungsbereich
1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die mit Einrichtun-
gen einen Vertrag für die Teilnahme an einem praxisintegrier-
ten dualen Studiengang abschließen. 2Das praxisintegrierte 
duale Studium verbindet fachtheoretische Studienabschnitte 
in einem vom Träger der praktischen Ausbildung vorgegebe-
nen Studiengang an einer Hochschule mit berufspraktischen 
Studienabschnitten beim Träger der praktischen Ausbildung 
oder einem von dem Träger der praktischen Ausbildung zu be-
stimmenden Dritten. 3Die berufspraktischen Studienabschnit-
te umfassen dabei mindestens ein Drittel der im Studienplan 
festgelegten Studienzeit. 4Soweit dies erfüllt ist, gelten Studien-
gänge, die neben dem Hochschulabschluss ohne zusätzliche 
berufspraktische Zeit eine staatliche Anerkennung nach den 
jeweiligen landes- oder bundesrechtlichen gesetzlichen Aus-
bildungsordnungen vermitteln, als praxisintegriertes duales 
Studium.

§ 2  Entsprechende Anwendung des Abschnitts F des Teils II. 
der Anlage 7

1Die Regelungen des Abschnitts F des Teils II. der Anlage 7 
finden entsprechende Anwendung. 2Dabei gelten für die Aus-
zubildenden in praxisintegrierten Studiengängen des Gesund-
heits- und Pflegewesens die im Abschnitt F des Teils II. der 
Anlage 7. vorgenommenen Verweise auf die Ausbildungsbedin-
gungen des Abschnittes A und des Abschnittes B des Teils II. 
der Anlage 7, für Studiengänge der sozialen Arbeit diejenigen 
Verweise auf den Abschnitt D des Teils II. der Anlage 7 und für 
die übrigen Studiengänge auf den Abschnitt E des Teils II. der 
Anlage 7. 3Keine Anwendung finden diejenigen Regelungen 
des Abschnittes F des Teils II. der Anlage 7, die unmittelbar 
den Ausbildungsteil des ausbildungsintegrierten dualen Stu-
diums regeln oder daraus rechtliche Folgen ableiten.

§ 3 Studienvertrag
1Der Ausbildungsvertrag wird zwischen dem Träger der prak-
tischen Ausbildung und dem Auszubildenden geschlossen. 2Er 
muss zusätzlich folgende Angaben enthalten:
a) Beginn, Dauer und Verteilung der Studienzeiten ein-

schließlich der berufspraktischen Studienzeiten sowie der 
Teilnahmepflicht (Studienplan),

b) Zahlung und Höhe der Ausbildungsvergütung, von Stu-
diengebühren sowie die Bindungs- und Rückzahlungsbe-
dingungen.

§ 4 Ausbildungsvergütung

(1) 1Auszubildende erhalten eine Ausbildungsvergütung in 
einem praxisintegrierten dualen Studium

a) im Gesundheits- und Pflegewesen sowie der sozialen Arbeit 
in Höhe von
ab 1. April 2021

im ersten Ausbildungsjahr  1.165,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.227,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.328,38 Euro
ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.490,00 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr  1.190,69 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr 1.252,07 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.353,38 Euro
ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.515,00 Euro
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b) in sonstigen Berufen
ab 1. April 2021

im ersten Ausbildungsjahr  1.043,26 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.093,20 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.139,02 Euro
ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.300,00 Euro

ab 1. April 2022
im ersten Ausbildungsjahr  1.068,26 Euro
im zweiten Ausbildungsjahr  1.118,20 Euro
im dritten Ausbildungsjahr 1.164,02 Euro
ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.325,00 Euro

2Auszubildende erhalten in den ersten drei Ausbildungsjahren 
zusätzlich eine monatliche Zulage. 3Die monatliche Zulage be-
trägt 100 Euro. 4Die Zulage erfolgt als monatliche Pauschale 
und damit unabhängig von der zeitlichen Verteilung der Aus-
bildungs- und Studienanteile.

(2) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergü-
tung eine monatliche Zulage in Höhe von 11,11 Euro.

§ 5 Akademische Hebammenausbildung

(1) Die akademische Hebammenausbildung nach dem Heb-
ammengesetz (HebG) ist ein praxisintegriertes Studium im Ge-
sundheits- und Pflegewesen im Sinne dieses Abschnittes.

(2) 1Der Ausbildungsvertrag wird zwischen dem Träger der 
praktischen Ausbildung als Träger der verantwortlichen Praxis-
einrichtung (§ 15 HebG) und dem Auszubildenden in Schrift-
form für die Dauer des Studiums geschlossen. 2Er enthält min-
destens die nach § 28 Abs. 1 HebG erforderlichen Angaben.

(3) Das Studium dauert in Vollzeit mindestens sechs Semester 
und höchstens acht Semester (§ 11 Abs. 1 HebG) und richtet 
sich nach landes- und hochschulrechtlichen Regelungen.

(4) 1Das Vertragsverhältnis endet mit Ablauf des letzten im ak-
kreditierten Konzept des Studiengangs fest gelegten Semesters 
(§ 37 Abs. 1 HebG). 2Besteht der Auszubildende die staatliche 
Prüfung nicht oder kann die staatliche Prüfung ohne eigenes 
Verschulden nicht vor Ablauf des letzten Studiensemesters 
abgelegt werden, so verlängert sich das Vertragsverhältnis auf 
schriftlichen Antrag gegenüber der verantwortlichen Praxis-
einrichtung bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, 
höchstens jedoch um ein Jahr (§ 37 Abs. 2 HebG).

(5) Für eine Kündigung durch den Träger der praktischen Aus-
bildung auch während der Probezeit ist zuvor das Benehmen 
mit der Hochschule herzustellen.

§ 6 Befristung

Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. 
Juli 2025.

H.  Praktikum nach abgelegtem Examen oder  
Praktische Ausbildung nach abgelegter theoretischer 
schulischer Teilprüfung 

§ 1 Anwendungsbereich

(1) 1Soweit nach den Ausbildungsbestimmungen nach abgeleg-
tem Examen ein Praktikum zur Erlangung der staatlichen Aner-
kennung vorgeschrieben ist, gilt für die zu ihrer Ausbildung Be-
schäftigten dieser Abschnitt. 2Dieser Abschnitt gilt auch für die 
Auszubildenden in solchen Ausbildungen, die im Rahmen einer 
in einen theoretischen schulischen Teil und einem berufsprak-

tischen Teil für den nach einer den theoretischen Teil abschlie-
ßenden Prüfung den berufspraktischen Teil bei einem Träger der 
praktischen Ausbildung absolvieren. 3Dieser Abschnitt gilt nicht 
für solche Ausbildungen, die eine staatliche Anerkennung nach 
einer praxisintegrierten Ausbildung oder einem praxisintegrier-
tem dualen Studium im Sinne des Teils II. der Anlage 7 erhalten.

(2) 1Mit Auszubildenden die unter diesen Abschnitt fallen, ist 
für die Ausbildungszeit eine Vereinbarung nach diesen Bestim-
mungen zu treffen. 2Eine hiervon abweichende Vertragsrege-
lung ist grundsätzlich nicht möglich. 3Wird ein Auszubilden-
der aufgrund der Personalsituation ausnahmsweise während 
des Praktikums bereits mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
eines entsprechend ausgebildeten Mitarbeiters betraut, so un-
terliegt er weiterhin den Vorschriften dieses Abschnitts. 4Diese 
Tätigkeit ist daher nicht auf die Dauer der Berufstätigkeit an-
zurechnen, die nach bestimmten Tätigkeitsmerkmalen für eine 
Höhergruppierung zurückgelegt sein muss. 5Für die Dauer der 
Übertragung der Aufgabe eines entsprechend ausgebildeten 
Mitarbeiters erhält der Auszubildende zu dem Entgelt gemäß 
dieses Abschnitts eine Zulage in Höhe des Differenzbetrages 
zwischen dem Entgelt und den Dienstbezügen der Eingangs-
gruppe des Berufes, zu dem der Praktikant ausgebildet wird.

(3) Bis zu einer endgültigen Regelung ist dieser Abschnitt, so-
weit nicht ein praxisintegriertes duales Studium nach Abschnitt 
G des Teils II. der Anlage 7. gegeben ist, für die Absolventen 
der Fachhochschulen für Sozialarbeit und Sozialpädagogik wei-
terhin anzuwenden, soweit das Praktikum nach Beendigung 
des 6. Fachhochschulsemesters abgeleistet wird.

§ 2 Ausbildungsvergütung

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsver-
gütung. 2Sie beträgt:
ab 1. April 2021

1.  Pharmazeutisch-technische  
Assistent(inn)en 1.627,02 Euro

2.  Masseure und  
med. Bademeister/-innen 1.570,36 Euro

3.  Sozialarbeiter/-innen 1.851,21 Euro
4. Sozialpädagog(inn)en 1.851,21 Euro
5. Erzieher/-innen 1.627,02 Euro
6. Kinderpfleger/-innen 1.570,36 Euro
7. Altenpfleger/-innen 1.627,02 Euro
8.  Haus- und Familienpfleger/-innen 1.627,02 Euro
9. Heilerziehungshelfer/-innen 1.570,36 Euro

10. Heilerziehungspfleger/-innen 1.688,76 Euro
11. Arbeitserzieher/-innen  1.688,76 Euro

ab 1. April 2022
1.  Pharmazeutisch-technische  

Assistent(inn)en 1.652,02 Euro
2.  Masseure und  

med. Bademeister/-innen 1.595,36 Euro
3. Sozialarbeiter/-innen 1.876,21 Euro
4. Sozialpädagog(inn)en 1.876,21 Euro
5. Erzieher/-innen 1.652,02 Euro
6. Kinderpfleger/-innen 1.595,36 Euro
7. Altenpfleger/-innen 1.652,02 Euro
8.  Haus- und Familienpfleger/-innen 1.652,02 Euro
9. Heilerziehungshelfer/-innen 1.595,36 Euro

10. Heilerziehungspfleger/-innen 1.713,76 Euro
11. Arbeitserzieher/-innen  1.713,76 Euro
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(2) Auf die Entgelte werden alle Zuschüsse und gewährten Sti-
pendien in voller Höhe angerechnet.

(3) Auszubildende im Erziehungsdienst erhalten eine Heimzu-
lage in derselben Höhe, wie sie in Abschnitt VIIa der Anlage 1 
angegeben ist, unter den dort genannten Bedingungen.

(4) 1Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Absatz 1 
Nummern 3 bis 7 und 9 bis 10 erhalten eine Jahressonder-
zahlung in entsprechender Anwendung des § 16 der Anlage 
31. 2In Abweichung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 be-
trägt der Bemessungssatz 90 v.H. des den Auszubildenden für 
November zustehenden Ausbildungsentgeltentgelts (§ 2 Abs. 1 
Abschnitt H des Teils II. der Anlage 7).

(5) Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Absatz 1 
Nummern 1, 2, 8 und 11 erhalten eine Weihnachtszuwendung 
nach Abschnitt XIV der Anlage 1 sowie ein Urlaubsgeld nach 
§§ 6 bis 9 der Anlage 14.

I. Ausbildung zum Heilerziehungspfleger

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Dieser Abschnitt findet Anwendung auf Auszubildende, die 
eine Ausbildung zum Heilerziehungspfleger nach landesrecht-
lichen Regelungen absolvieren.

(2) 1Die Ausbildung kann in konsekutiver Form mit einem 
fachpraktischen Teil am Ende der Ausbildung oder in praxisin-
tegrierter Form erfolgen. 2Bei einer Ausbildung in konsekutiver 
Form findet Abschnitt H des Teils II. der Anlage 7. Anwen-
dung, soweit nicht durch die zuständige Regionalkommission 
eine Vergütung für die gesamte Dauer der Ausbildung festge-
setzt ist. 3Bei einer Ausbildung in der praxisintegrierten Form 
finden vorbehaltlich der weiteren Regelungen dieses Abschnit-
tes die Regelungen des Abschnittes A des Teils II. der Anlage 7 
entsprechende Anwendung.

§ 2 Ausbildungsdauer
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teil-
zeit beträgt die Ausbildungsdauer vorbehaltlich einer anderen 
landesgesetzlichen Regelung höchstens fünf Jahre. 3Sie kann 
durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen um bis zu 
zwei Drittel verkürzt werden, soweit keine andere landesgesetz-
liche Regelung besteht.

§ 3 Ausbildungsvergütung

(1) 1Die Regionalkommissionen setzen die Anwendung dieses 
Abschnittes fest. 2Sie setzen dabei fest, ob die Regelung für die 
praxisintegrierte Ausbildungsform oder die konsekutive Aus-
bildungsform für deren gesamte Dauer gilt. 3Die Festsetzung 
der Ausbildungsvergütung erfolgt nach Ausbildungsjahren 
einer Ausbildung in Vollzeit.

(2) 1Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre 
beträgt bei der Anwendung der Regelung der Regionalkom-
mission nach Absatz 1 abweichend das Ausbildungsjahr jeweils 
16 Monate. 2Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt 
fünf Jahre beträgt es abweichend jeweils 20 Monate.

(3) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch An-
rechnung nach § 2 Satz 3 Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7, 
wird zur Bestimmung des anzuwendenden Ausbildungsjahres 
der Festsetzung nach Absatz 1 die angerechnete Ausbildungs-
zeit ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit gemäß 

landesgesetzlicher Regelung verlängert, erhält der Auszubil-
dende während der verlängerten Ausbildungszeit die Ausbil-
dungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach dem dritten Jahr 
der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des dritten Ausbil-
dungsjahres anzuwenden ist.

(4) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt Ab-
schnitt X der Anlage 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass 
abhängig davon, in welcher Einrichtung des Trägers der prak-
tischen Ausbildung der Auszubildende im maßgeblichen Zeit-
raum die Ausbildung absolviert, die Werte der Anlagen 31, 32 
oder 33 zugrunde gelegt werden, abgesehen von der Ausbil-
dungsvergütung nach Absatz 1.

(5) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergü-
tung eine monatliche Zulage in Höhe von 11,11 Euro.

(6) 1Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung in ent-
sprechender Anwendung des § 16 der Anlage 31. 2In Abwei-
chung von § 16 Abs. 2 Satz 1 der Anlage 31 beträgt der Be-
messungssatz 90 v.H.

§ 4 Sonstige Ausbildungsbedingungen
1Zulagen, Zeitzuschläge, Bereitschaftsdienst- und Rufbereit-
schaftsentgelt bestimmen sich abhängig davon, in welcher Ein-
richtung des Trägers der praktischen Ausbildung der Auszubil-
dende im maßgeblichen Zeitraum die Ausbildung absolviert, 
in entsprechender Anwendung der Anlagen 31, 32 oder 33. 
2Dabei gilt als Stundenentgelt der auf die Stunde entfallende 
Anteil der Ausbildungsvergütung (§ 3 Abschnitt I des Teils II. 
der Anlage 7). 3Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jeweilige 
Ausbildungsvergütung durch das 4,348fache der durchschnitt-
lichen regelmäßigen wöchentlichen Ausbildungszeit zu teilen. 
4Der Zeitzuschlag für Überstunden beträgt 30 v.H. des Stun-
denentgelts.

§ 5 Befristung der Regelung und Kompetenz übertragung

(1) 1Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 
31. Juli 2025. 2Sie gelten für bis dahin begonnene Ausbildungs-
verhältnisse bis zu deren Beendigung fort.

(2) 1Die Bundeskommission überträgt nach § 13 Abs. 6 AK-O 
befristet bis zum 31.Juli 2025 den Regionalkommissionen die 
Kompetenz zur Festsetzung der Anwendung dieses Abschnitts 
und der Ausbildungsvergütungen im Sinne der § 1 und § 3 
Abs. 1 Abschnitt I des Teils II. der Anlage 7. 2Die von den 
Regionalkommissionen vorgenommenen Festsetzungen gelten 
nach dem 31.Juli 2025 für bis dahin begonnene Ausbildungs-
verhältnisse bis zu deren Beendigung fort. 3Soweit am 31.Juli 
2021 bereits aufgrund bis dahin bestehender Kompetenzüber-
tragung zur Regelung der Ausbildungsverhältnisse der Aus-
bildung zum Heilerziehungspfleger Regelungen und Festset-
zungen durch einzelne Regionalkommissionen vorgenommen 
wurden, gelten deren Regelungen bis zu einer neuerlichen Fest-
setzung fort, auch soweit sie von den Regelungen dieses Ab-
schnittes abweichen.

Teil III. Übergangsregelung 

(1) 1Für alle bis zum 31. Juli 2021 begonnenen Ausbildungs-
verhältnisse finden vorläufig die Regelungen der Anlage 7 in 
der Fassung vom 31. Juli 2021 Anwendung. 2Erst mit Beginn 
des nächsten Ausbildungsjahres, frühestens jedoch ab dem  
1. April 2022, finden für das jeweilige Ausbildungsverhältnis 
die Regelungen der Anlage 7 in der Fassung ab dem 1. August 
2021 Anwendung.
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(2) Für alle ab dem 1. August 2021 begonnenen Ausbildungs-
verhältnisse finden die Regelungen der Anlage 7 in der Fassung 
ab dem 1. August 2021 Anwendung.“

II.  Inkrafttreten und Befristung mittlerer Werte

 Die Änderungen treten zum 1. August 2021 in Kraft. 
 Die in B.I. festgelegten Euro-Beträge für die Ausbildungs-

vergütungen und Ausbildungsentgelte sowie für die monat-
lichen Zulagen sind mittlere Werte und bis zum 31. De-
zember 2022 befristet.

II) Die vorstehenden Beschlüsse werden für den Bereich des 
Erzbistums Köln entsprechend in Kraft gesetzt.

Köln, 7. Dezember 2021

+ Rolf Steinhäuser 
Apostolischer Administrator

Nr. 2 Ordnung über die Führung von Personalakten und 
Verarbeitung von Personalaktendaten von Klerikern 
und Kirchenbeamten (Personalaktenordnung)

Präambel

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in Deutschland erlassen, je-
weils für ihren Bereich,
– zur Sicherstellung einer einheitlichen und rechtssicheren 

Personalaktenführung im Bereich der Deutschen Bischofs-
konferenz,

– unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der Personal-
aktenführung, namentlich der Transparenz, der Richtigkeit 
und Vollständigkeit, der Zulässigkeit der Information sowie 
der Vertraulichkeit, 

– unter Berücksichtigung beamten-, arbeits- und kirchen-
rechtlicher Standards, 

– in der Absicht, eine Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs 
im Raum der katholischen Kirche zu ermöglichen und

– unter Wahrung der Privatsphäre und der Persönlichkeits-
rechte der Bediensteten und Dritter 

folgende Ordnung: 

§ 1 Geltungsbereich

Diese Ordnung regelt die Führung von Personalakten und die 
Verarbeitung von Personalaktendaten von Klerikern, Kandida-
ten und Kirchenbeamten (im Folgenden: Bedienstete1), die in 
der Erzdiözese Köln inkardiniert sind oder die im Verantwor-
tungsbereich der Erzdiözese Köln eine dienstliche Funktion 
ausüben oder sich in Ausbildung oder im Ruhestand befinden. 
Für Kirchenbeamte gilt diese Ordnung nicht, soweit die perso-
nalaktenrechtlichen Bestimmungen des Landes- oder Bundes-
beamtenrechts Anwendung finden. 

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Ordnung von einer 
geschlechterdifferenzierenden Schreibweise abgesehen.

§ 2 Verhältnis zum KDG und zur KAO

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten finden das 
Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) und die zu 
seiner Durchführung ergangenen Vorschriften, insbesondere 
die Durchführungsverordnung zum Gesetz über den Kirchli-
chen Datenschutz (KDG-DVO) sowie die Anordnung über die 
Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche 
(Kirchliche Archivordnung – KAO) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung Anwendung, soweit sich aus dieser Ordnung nichts 
Abweichendes ergibt. 

§ 3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Ordnung bezeichnet der Ausdruck 
a) „Kleriker“: Diözesanbischöfe, Weihbischöfe, Diözesan-

priester und Diözesandiakone, Priester und Diakone einer 
Ordensgemeinschaft im Sinne von lit. d), die aufgrund ei-
nes Gestellungsvertrags im Dienst der Erzdiözese tätig sind;

b) „Kandidaten“: Bewerber, die durch den Diözesanbischof 
oder seinen Beauftragten als Alumnus in das Priestersemi-
nar oder als Bewerber für das Ständige Diakonat aufgenom-
men sind;

c) „Kirchenbeamte“: in einem kirchlichen Beamtenverhältnis 
stehende Personen, soweit die personalaktenrechtlichen Be-
stimmungen des Landes- oder Bundesbeamtenrechts keine 
Anwendung finden;

d) „Ordensgemeinschaft“: Institute des geweihten Lebens und 
Gesellschaften des apostolischen Lebens, sowie vergleich-
bare Gemeinschaften;

e) „Verarbeitung“: jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter 
Verfahren ausgeführte Vorgang oder jede solche Vorgangs-
reihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten 
wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ord-
nen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das 
Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung 
durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form 
der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die 
Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung, vgl. § 4 
Nr. 3 KDG; 

f ) „Dienstverhältnis“: die rechtliche Grundlage der Tätigkeit, 
sei es das spezielle Inkardinationsverhältnis eines Klerikers 
oder ein anderes kirchliches Dienstverhältnis;

g) „Dienstherr“: den Ortsordinarius (Diözesanbischof, Gene-
ralvikar).

§ 4 Verpflichtung zur Führung einer Personalakte

(1) Für jeden Bediensteten der Erzdiözese Köln ist eine Perso-
nalakte zu führen.

(2) Personalaktenführende Stelle ist der Inkardinationsordina-
rius, für Kirchenbeamte die Erzdiözese. Diese bestimmen eine 
verantwortliche Person, welche nach Maßgabe dieser Ordnung 
entscheidet, welche Vorgänge in die Personal akten aufgenom-
men oder entfernt werden. Die verantwortliche Person kann 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit Untervollmachten erteilen.

(3) Die Erzdiözese ist Verantwortlicher im Sinne des § 4 Nr. 9  
KDG und des § 2 der Kirchlichen Datenschutzgerichtsord-
nung (KDSGO).

§ 5 Grundsätze der Personalaktenführung

(1) Personalakten sind nach den allgemeinen Standards und 
Regeln der Schriftgutverwaltung zu führen.
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(2) Personalakten sind vertraulich zu behandeln und durch 
technische und organisatorische Maßnahmen vor unbefugter 
Einsicht zu schützen.

(3) Der Dienstherr darf personenbezogene Daten über Be-
dienstete nur verarbeiten, soweit dies für die Begründung, 
Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des Dienstver-
hältnisses oder zur Durchführung organisatorischer, personel-
ler oder sozialer Maßnahmen, insbesondere zum Zwecke der 
Personalplanung und des Personaleinsatzes erforderlich ist oder 
eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder die Einwilligung des Be-
diensteten vorliegt. 

(4) Die Personalakte kann in Teilen oder vollständig automati-
siert geführt werden. 

(5) Personalakten unterliegen dem Datenschutz nach Maßgabe 
der einschlägigen kirchen- und datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen. Sie sind mit besonderer Sorgfalt zu führen und zu 
verwahren. Alle Personen, die Zugang zu Personalakten haben, 
unterliegen einer besonderen Verschwiegenheitspflicht und ha-
ben auch nach Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnis-
ses über personenbezogene Daten Verschwiegenheit zu wahren. 

(6) Der Akteninhalt ist innerhalb der in § 8 bis § 10 festgeleg-
ten Struktur fortlaufend und fälschungssicher zu paginieren. 
Werden einzelne Blätter aus einer durchnummerierten Perso-
nalakte entnommen, ist dies in neutraler Form, unter Angabe 
des Grundes und der Person, die die Entnahme veranlasst hat, 
in der Personalakte zu kennzeichnen. Werden die Personalak-
ten statt in Papierform in elektronischer Form geführt, so ist 
ein revisionssicheres EDV-System zu verwenden, das die Pagi-
nierung ersetzt.

§ 6 Beihilfeakten

(1) Unterlagen über Beihilfen sind als Teilakte gemäß den Re-
gelungen des § 5 zu führen. Diese ist von der übrigen Personal-
akte getrennt aufzubewahren. Sie soll in einer von der übrigen 
Personalverwaltung getrennten Organisationseinheit bearbeitet 
werden. Zugang sollen nur Beschäftigte dieser Organisations-
einheit haben.

(2) Personenbezogene Daten dürfen ohne Einwilligung für 
Beihilfezwecke verarbeitet werden, soweit die Daten für diese 
Zwecke erforderlich sind. Für andere Zwecke dürfen personen-
bezogene Daten aus der Beihilfeakte verarbeitet werden, wenn 
sie erforderlich sind 
1.  für die Einleitung oder Durchführung eines behördlichen 

oder gerichtlichen Verfahrens, das im Zusammenhang mit 
einem Beihilfeantrag steht, oder

2.  zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl, zur 
Abwehr einer sonst unmittelbar drohenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder zur Abwehr einer schwerwiegen-
den Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Unterlagen 
über Heilfürsorge und Heilverfahren.

(4) Personenbezogene Daten aus der Beihilfeakte dürfen ohne 
Einwilligung genutzt werden, soweit sie für die Festsetzung 
und Berechnung der Besoldung oder Versorgung oder für die 
Prüfung der Kindergeldberechtigung erforderlich sind. Dies 
gilt auch für Daten aus der Besoldungsakte und der Versor-
gungsakte, soweit sie für die Festsetzung und Berechnung der 
Beihilfe erforderlich sind. 

(5) Die Beihilfebearbeitung sowie die Führung der Beihilfeakte 
können mit Zustimmung der personalaktenführenden Stelle 
auf eine andere Stelle übertragen werden. Dieser Stelle dürfen 
personenbezogene Daten, einschließlich Gesundheitsangaben, 
übermittelt werden, soweit deren Kenntnis für die Beihilfebe-
arbeitung erforderlich ist. Die Absätze 1 bis 3 sind für diese 
Stelle anzuwenden.

§ 7 Inhalt der Personalakten allgemein

(1) Die Personalakte gibt ein möglichst vollständiges Bild über 
den dienstlichen Werdegang und die Eignung des Bedienste-
ten, um daraus Erkenntnisse für den sachgerechten Personal-
einsatz und eine effektive Personalplanung zu gewinnen.

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die den Bediens-
teten betreffen, soweit sie mit seinem Dienstverhältnis in einem 
unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen (Personalakten-
daten), insbesondere
a) Aktueller Personalbogen
b) Abschlussexamenszeugnisse, Unterlagen zum Ausbildungs-

verlauf, Praktika 
c) Nachweise über Aus-, Fort- und Weiterbildung 
d) Nachweise über Auszeiten, Beurlaubungen
e) Dienstliche Beurteilungen
f ) Gesundheitszeugnisse, ärztliche und psychologische Gut-

achten
g) Unterlagen über Ermittlungs- und Strafverfahren durch 

staatliche Strafverfolgungsbehörden sowie abschließende 
Dekrete oder Urteile einer kanonischen Voruntersuchung 
eines Disziplinar- oder Strafprozesses (ggf. in Kopie) mit 
einem Vermerk darüber, wo die vollständigen Unterlagen 
zu diesen Verfahren zu finden sind 

h) Unbedenklichkeitsbescheinigung, Selbstverpflichtungs-
erklärungen und Selbstauskunftserklärungen nach der 
„Rahmenordnung – Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen“ (Präventionsordnung) 

i) Teilnahmebescheinigungen an Schulungs- und Fortbil-
dungsveranstaltungen zum Thema Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen 

j) Aktenvermerke über die Einleitung von Plausibilitätsprü-
fungen nach Nr. 20 der Ordnung für den Umgang mit 
sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst mit einem Hinweis dar-
über, wo diese Vorgangsakten zu finden sind.

Die Unterlagen gem. lit. f und g sind gesondert gesichert zu 
verwahren. 

(3) Nicht Bestandteil der Personalakten sind Vorgänge, die 
sachlichen, vom Dienstverhältnis zu trennenden Zwecken  
dienen, auch wenn in ihnen die persönlichen dienstlichen  
Verhältnisse des Bediensteten berührt sind. Dies sind insbeson-
dere
a) anonyme Schreiben 
b) Prüfungsarbeiten 
c) Unterschriftensammlungen und Bittbriefe für oder gegen 

den Verbleib des Klerikers in der Gemeinde
d) Publikationen (z. B. Fachaufsätze oder Pressebeiträge) 
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e) Korrespondenz privater Natur ohne Bezug zum Dienstver-
hältnis, z. B. Glückwunschschreiben, Dienstreiseberichte

f ) Presseausschnitte 

(4) Auszüge und Abschriften von Schriftstücken, die zur Perso-
nalakte gehören, dürfen nur dann in andere Akten aufgenom-
men werden, wenn dies durch Rechtsvorschriften ausdrücklich 
angeordnet oder zugelassen worden oder wenn dies zum Schutz 
berechtigter höherrangiger Interessen zwingend erforderlich 
ist. Werden Auszüge und Abschriften von Schriftstücken, die 
zur Personalakte gehören, auch in andere Akten aufgenommen, 
ist in der Personalakte zu vermerken, um welche Akten es sich 
handelt und wo sie sich befinden.

(5) Die Personalakte kann in eine Grundakte (auch Hauptak-
te genannt) und mehrere Teilakten, wie Besoldungsakte und 
Versorgungsakte, gegliedert werden. Ob eine solche Aufteilung 
in Grund- und Teilakten erfolgt, liegt im Ermessen der perso-
nalaktenführenden Stelle. Sind Teilakten vorhanden, ist in der 
Grundakte zu vermerken, um welche Teilakten es sich handelt 
und wo sie sich befinden. In Fällen des § 14 ist das Führen einer 
Nebenakte zulässig. Wird die Personalakte weder vollständig 
in Schriftform noch vollständig elektronisch geführt, so muss 
sich aus dem Verzeichnis nach Satz 4 ergeben, welche Teile der 
Personalakte in welcher Form geführt werden. In die Grund-
akte ist ein vollständiges Verzeichnis aller Teil- und Nebenakten 
aufzunehmen.

(6) Im Übrigen sind die Bestimmungen dieser Ordnung voll-
umfänglich auf Teilakten anzuwenden.

§ 8  Gliederung und Inhalt der Personalakte von Klerikern  
im Besonderen

(1) Die Gliederung der Personalakte von Klerikern soll nach 
zeitlichen und sachlichen Gesichtspunkten erfolgen. 

(2) Die Gliederung nach zeitlichen Gesichtspunkten findet wie 
folgt statt:
a) Zeitraum von der Annahme als Alumnus in das Priester-

seminar gem. canon 241 CIC oder ab der Annahme in den 
Bewerberkreis für das Ständige Diakonat bis hin zur Diako-
nenweihe 

b) Zeitraum ab der Diakonenweihe 
– bis zum Tod des Klerikers oder 
– der Umkardination oder 
– der Entlassung aus dem Klerikerstand. 

(3) Die sachliche Gliederung erfolgt innerhalb dieser beiden 
Abschnitte, wobei die einzelnen Dokumente chronologisch ab-
zulegen sind.

§ 9  Inhalt der Personalakten von Kandidaten  
für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe

Für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe sind über die in  
§ 7 genannten Unterlagen hinaus insbesondere folgende Do-
kumente in die Personalakte des Klerikers oder des Kandidaten 
aufzunehmen: 
a) Bewerbung als Alumnus in das Priesterseminar oder für das 

Ständige Diakonat mit Lebenslauf, Taufschein, Firmzeug-
nis, Reifezeugnis und ggf. Bewerbungsfotos 

b) Bestätigung der Aufnahme als Alumnus in das Priestersemi-
nar oder als Bewerber für das Ständige Diakonat durch den 
Ortsordinarius oder den Regens

c) Bestätigung der Aufnahme in den Pastoralkurs
d) Referenzen und Beurteilungen, u. a. von Heimat- und 

Praktikumspfarrern, Schulmentoren etc. 
e) Urkunde über die Admissio sowie die Beauftragung zum 

Lektorat und Akolythat
f ) Zulassungsdokumente für die Diakonenweihe einschließ-

lich des Abschlussberichts des Regens mit Empfehlung der 
Zulassung zur Diakonenweihe 

g) Alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 1050, 
1051 CIC) und partikulare Recht für die Spendung der 
Diakonenweihe verlangt

h) Urkunde zur Diakonenweihe

§ 10  Personalakteninhalt von Klerikern für den Zeitraum  
ab der Diakonenweihe

(1) Für den Zeitraum ab der Diakonenweihe muss die Perso-
nalakte des Klerikers einen regelmäßig zu aktualisierenden Per-
sonalbogen enthalten. 

(2) Über die in den §§ 7 und 9 aufgeführten Bestandteile hin-
aus sind insbesondere noch folgende Dokumente und Urkun-
den in die Personalakte aufzunehmen:
a) In- bzw. Exkardinationsurkunden 
b) Vorbereitung auf die Priesterweihe mit dazugehörigen 

Praktika bzw. Feriendiakonaten, Abschlussbericht des Re-
gens mit Empfehlung der Zulassung zur Priesterweihe 

c) Alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 1050, 
1051 CIC) und partikulare Recht für die Spendung der 
Priesterweihe verlangt

d) Urkunde zur Priesterweihe
e) Urkunde und Zeugnisse von Examina, die im Rahmen der 

pastoralen Ausbildung abgelegt wurden
f ) Ernennungsurkunden, ggf. mit Stellenbeschreibung
g) Ehrungen dienstlicher und außerdienstlicher Art, Auszeich-

nungen usw. 
h) Informationen über Versetzungen eines Klerikers innerhalb 

und außerhalb der Erzdiözese 
i) Schriftwechsel zwischen Kleriker und Bistumsleitung  

(Diözesanbischof, Ordinariat), soweit sie mit dem Dienst-
verhältnis des Klerikers in einem inneren Zusammenhang 
stehen 

j) Gesprächsprotokolle, ggf. auch von den Visitationsgesprä-
chen, soweit sie dem Kleriker zur Kenntnis gegeben und 
von ihm gegengezeichnet wurden

k) Gravierende Beschwerden und Bewertungen über die 
Dienst- und Lebensführung, kirchenrechtliche Maßnah-
men und Strafverfahren, Meldungen an römische Dikaste-
rien

l) Verfügungen im Todesfall, soweit sie vom Bediensteten der 
personalaktenführenden Stelle überlassen wurden, mit ge-
sonderter Sicherung versehen

§ 11 Zugang zur Personalakte

Zugang zur Personalakte dürfen nur Beschäftigte haben, die im 
Rahmen der Personalverwaltung mit der Bearbeitung von Per-
sonalangelegenheiten beauftragt sind, und nur soweit dies zu 
Zwecken der Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft 
erforderlich ist. 
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§ 12 Anhörungspflicht

(1) Der Bedienstete ist zu Beschwerden, Behauptungen und 
Bewertungen, die für ihn ungünstig sind oder ihm nachteilig 
werden können, vor deren Aufnahme in die Personalakte zu 
hören, soweit die Anhörung nicht nach anderen Rechtsvor-
schriften erfolgt. Die Äußerung des Bediensteten soll schrift-
lich erfolgen und ist zur Personalakte zu nehmen. Sofern der 
Bedienstete auf die Abgabe einer Stellungnahme verzichtet, ist 
dieses in der Personalakte zu vermerken.

(2) Dienstliche Beurteilungen sind dem Bediensteten vor Auf-
nahme in die Personalakte zur Kenntnis zu bringen. Dies ist 
aktenkundig zu machen, wobei eine Stellungnahme des Be-
diensteten ebenfalls zu den Akten zu nehmen ist.

§ 13 Recht auf Akteneinsicht

(1) Jeder Bedienstete hat, auch nach Beendigung seines Dienst-
verhältnisses, ein Recht auf Einsicht in seine vollständige Per-
sonalakte. 

(2) Einem Bevollmächtigten des Bediensteten ist Einsicht zu 
gewähren, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 
Dies gilt auch für Hinterbliebene und deren Bevollmächtigte, 
wenn ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird. 

(3) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Ein-
sicht gewährt wird. Die Einsicht in die Personalakte darf zum 
Ausschluss von Manipulationen nur unter Aufsicht erfolgen. 
Soweit dienstliche Gründe dem nicht entgegenstehen, können 
Auszüge, Abschriften oder Ausdrucke gefertigt werden. 

§ 14 Vorlage und Weitergabe von Personalakten

(1) Mit Einwilligung des Bediensteten ist es zulässig, die Kopie 
der Personalakte den Personalverantwortlichen einer anderen 
(Erz-)Diözese bzw. einem anderen Dienstherrn vorzulegen, so-
weit dies für die Zwecke der Personalverwaltung oder Personal-
wirtschaft erforderlich ist.

(2) Wechselt ein Kleriker in den Dienst eines kirchlichen 
Rechtsträgers außerhalb seiner Inkardinationsdiözese (auswär-
tige Tätigkeit, Transmigration), bleibt die Inkardinationsdiö-
zese für die Dauer dieser Tätigkeit die personalaktenführende 
Stelle. In diesem Fall stellt die Inkardinationsdiözese dem aus-
wärtigen kirchlichen Rechtsträger eine Kopie der Personalakte 
zur Verfügung, die innerhalb einer Frist von sechs Wochen zu-
rückgesandt und im Anschluss von der Inkardinationsdiözese 
mit Rückgabevermerk vernichtet wird. Der auswärtige kirch-
liche Rechtsträger stellt sicher, dass alle personalaktenrelevan-
ten Dokumente und Vorgänge für die Dauer der auswärtigen 
Tätigkeit unverzüglich der Inkardinationsdiözese übermittelt 
werden. Endet der Einsatz des Klerikers, übermittelt der aus-
wärtige kirchliche Rechtsträger eine Kopie seiner geführten 
Nebenakte ebenfalls der Inkardinationsdiözese und schließt die 
Nebenakte mit einem entsprechenden Vermerk.

(3) Im Falle einer Umkardination wird die neue Inkardina-
tionsdiözese bzw. die Ordensgemeinschaft personalaktenfüh-
rende Stelle. Die Akte in der bisherigen Inkardinations-diözese 
bzw. in der Ordensgemeinschaft wird geschlossen und nach 
Ablauf der Frist gemäß § 17 Abs. 4 in deren Archiv überführt. 
Eine vollständige Kopie dieser Akte wird der neuen Inkardina-
tionsdiözese übersandt; die Personalakte wird nun dort geführt.

(4) Tritt ein Ordenskleriker aufgrund eines Gestellungsvertrags 
in den Dienst einer (Erz-)Diözese, bleibt die Ordensgemein-
schaft für die Dauer der Gestellung die personalaktenführende 

Stelle. Die Ordensgemeinschaft stellt dem auswärtigen Träger 
eine Kopie der Personalakte im Sinne dieser Ordnung zur Ver-
fügung. Abweichend von Satz 2 kann der Diözesanbischof 
einer Gestellung auch zustimmen, wenn eine qualifizierte Un-
bedenklichkeitsbescheinigung durch den Ordensobern vor-
liegt. Die Kopie der Personalakte wird innerhalb einer Frist 
von sechs Wochen zurückgesandt und im Anschluss von der 
Ordensgemeinschaft mit Rückgabevermerk vernichtet. Der 
auswärtige Träger stellt sicher, dass alle personalaktenrelevan-
ten Dokumente und Vorgänge für die Dauer der auswärtigen 
Tätigkeit unverzüglich der Ordensgemeinschaft übermittelt 
werden. Endet der Einsatz des Ordensklerikers, übermittelt der 
auswärtige Träger eine Kopie seiner geführten Nebenakte an 
die Ordensgemeinschaft und schließt die Nebenakte mit einem 
entsprechenden Vermerk.

(5) Die Regelungen der Absätze 2 bis 3 gelten entsprechend 
auch für Kleriker und Kirchenbeamte, soweit Unterlagen von 
staatlicher Seite angefordert werden.

(6) Abweichend von Absatz 1 darf Ärzten, Psychologen oder 
Therapeuten, die im Auftrag der personalaktenführenden 
Dienststelle ein medizinisches oder psychologisches Gutachten 
erstellen, die Personalakte ohne Einwilligung übermittelt wer-
den. Der betroffene Bedienstete ist über den Vorgang schrift-
lich zu informieren. 

(7) Soweit die personalaktenführende Stelle Aufgaben, die ihr 
gegenüber den Bediensteten obliegen, einer anderen Stelle zur 
selbstständigen Bearbeitung übertragen hat, darf sie dieser Stel-
le ausschließlich die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen 
Personalaktendaten übermitteln. 

§ 15 Auskunft an Dritte

(1) Auskünfte an Dritte, aber keine Akteneinsicht, dürfen ohne 
Einwilligung des Bediensteten erteilt werden, wenn dies zwin-
gend erforderlich ist
a) für die Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung des Ge-

meinwohls oder 
b) für den Schutz berechtigter, höherrangiger Interessen der 

oder des Dritten.
Inhalt und Empfänger der Auskunft sind dem Bediensteten 
schriftlich mitzuteilen.

(2) Ein berechtigtes, höherrangiges Interesse an der Kenntnis 
der als Auskunft zu übermittelnden Daten nach Abs. 1 besteht 
insbesondere dann, wenn der Dritte glaubhaft macht, dass der 
Bedienstete Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonde-
ren Teils des Strafgesetzbuches begangen hat und der Dritte als 
Betroffener der Straftat oder dessen Angehörige ersten Grades 
auf konkrete Anfragen hin Auskunft begehren. Dasselbe gilt für 
Anfragen zur Plausibilitätsprüfung nach Nr. 20 der Ordnung 
für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker 
und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst.

(3) Auf Wunsch des Dritten, welcher ein berechtigtes, höher-
rangiges Interesse geltend gemacht hat, ist die Auskunft durch 
einen staatlichen Notar zu erteilen. Dieser ist als Berufsgeheim-
nisträger in besonderem Maße auf die Einhaltung der Daten-
schutzbestimmungen und der Achtung der Persönlichkeits-
rechte Dritter verpflichtet. Der Notar erhält ein Einsichtsrecht 
in die die Auskunft betreffenden Unterlagen und erteilt im An-
schluss die gewünschte Auskunft. 
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§ 16 Entfernung von Personalaktendaten

Der Bedienstete hat das Recht, von der personalaktenführen-
den Stelle zu verlangen, Unterlagen über Tatsachen, Beschwer-
den, Behauptungen und Bewertungen unverzüglich aus der 
Personalakte zu entfernen und zu vernichten, wenn diese er-
wiesen unbegründet oder falsch sind. Die personalaktenfüh-
rende Stelle hat die Pflicht, dies unverzüglich umzusetzen.

§ 17 Aufbewahrungsfristen

(1) Personalakten sind nach ihrem Abschluss von der personal-
aktenführenden Stelle fünf Jahre in der laufenden Registratur 
aufzubewahren. 

(2) Personalakten sind abgeschlossen
a) bei Klerikern

–  mit Umkardination 
– mit dem Verlust des Klerikerstandes 
– mit Tod

b) bei Kirchenbeamten
– bei Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst mit Ablauf 

des Jahres des Erreichens der Regelaltersgrenze, wenn 
mögliche Versorgungsempfänger nicht mehr vorhanden 
sind oder

– wenn der Bedienstete ohne versorgungsberechtigte oder 
altersgeldberechtigte Hinterbliebene verstorben ist, mit 
Ablauf des Todesjahres oder 

– wenn nach dem Tod des Bediensteten versorgungsbe-
rechtigte oder altersgeldberechtigte Hinterbliebene vor-
handen sind, mit Ablauf des Jahres, in dem die letzte 
Versorgungsverpflichtung entfallen ist.

(3) Versorgungsakten sind für die Dauer von zehn Jahren nach 
Ablauf des Jahres, in dem die letzte Versorgungszahlung geleis-
tet worden ist, aufzubewahren. Besteht die Möglichkeit eines 
Wiederauflebens des Anspruchs, sind die Akten 30 Jahre auf-
zubewahren. 

(4) Nach Ablauf dieser Frist sind die Personalakten ins Archiv 
der betreffenden (Erz-)Diözese gemäß § 3 Abs. 4 KAO zu 
überführen. Diese Akten sind von einer Bewertung durch das 
zuständige Archiv ausgenommen und grundsätzlich in Gänze 
im Archiv zu verwahren, wobei sie von ihrer Übernahme ins 
Archiv an für Forschungs- und Aufarbeitungszwecke zur Ver-
fügung stehen.

(5) Teilakten wie insbesondere Besoldungs- oder Beihilfeakten 
unterliegen den Bewertungs- und Übernahmeregelungen der 
KAO.

§ 18 Kirchliche Disziplinar- und Strafverfahren

(1) Die für die kirchlichen Disziplinar- oder Strafverfahren 
zuständigen Stellen haben ohne Einwilligung des Bedienste-
ten das Recht auf Einsicht in dessen Personalakte, sobald ein 
Disziplinar- oder Strafverfahren, beginnend mit der Vorunter-
suchung, eröffnet wird.

(2) Kirchliche Disziplinar- und Strafprozessakten verbleiben 
bei der ausführenden Behörde und werden nach Abschluss 
des Verfahrens dem kirchlichen Archiv angeboten. Kopien der 
abschließenden Dekrete und Endurteile der Disziplinar- und 
Strafprozesse werden umgehend zur Personalakte genommen. 

§ 19 Übermittlungen in staatlichen Strafverfahren

Für die Übermittlung von Personalaktendaten in einem staat-
lichen Strafverfahren gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

Die Vorschriften des Kirchlichen Datenschutzgesetzes sind ein-
zuhalten. 

§ 20 Automatisierte Verarbeitung von Personalaktendaten

(1) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personalver-
waltung oder der Personalwirtschaft automatisiert oder digital 
verarbeitet werden. Ihre Übermittlung ist nur nach Maßgabe 
dieser Ordnung oder der einschlägigen Bestimmungen des 
Kirchlichen Datenschutzgesetzes zulässig.

(2) Personalaktendaten im Sinne des § 6 dürfen nur im Rah-
men ihrer Zweckbestimmung und nur von den übrigen Per-
sonaldateien technisch und organisatorisch getrennt automati-
siert oder digital verarbeitet werden. 

(3) Von den Unterlagen über medizinische oder psychologi-
sche Untersuchungen und Tests dürfen im Rahmen der Per-
sonalverwaltung nur die Ergebnisse automatisiert oder digital 
verarbeitet werden, soweit sie die Eignung betreffen und ihre 
Verwendung dem Schutz der Bediensteten dient. 

(4) Bei erstmaliger Speicherung ist dem Bediensteten die Art 
der zu seiner Person nach Absatz 1 gespeicherten Daten mit-
zuteilen.

§ 21 Rechtsweg bei Streitigkeiten

Im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften der Kirchlichen 
Datenschutzgerichtsordnung (KDSGO) können Individual-
rechte im Sinne dieser Ordnung, unbeschadet der Möglichkeit 
der Verwaltungsbeschwerde (hierarchischer Rekurs), bei den 
kirchlichen Gerichten in Datenschutzangelegenheiten geltend 
gemacht werden. Es gelten die Vorschriften der KDSGO.

§ 22 Ausführungsbestimmungen

Der Ortsordinarius kann zu dieser Ordnung Ausführungsbe-
stimmungen erlassen. 

§ 23 Inkrafttreten

(1) Die vorstehenden Regelungen sind vom Zeitpunkt ihres In-
krafttretens an auf Personal-akten von Bediensteten anzuwen-
den, deren Dienstverhältnis nach diesem Zeitpunkt begründet 
wird. 

(2) Alle Regelungen dieser Ordnung finden mit dem Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens unmittelbare Anwendung auch auf Perso-
nalakten von Bediensteten, die sich bereits im Dienst befinden 
sowie auf Personalakten von bereits ausgeschiedenen Bediens-
teten, die sich noch in der laufenden Registratur befinden. Von 
einer Neuordnung der bereits vorhandenen Personalaktendaten 
nach den §§ 8 bis 10 dieser Ordnung kann abgesehen werden, 
wenn zum Stichtag des Inkrafttretens eine deutliche Zäsur in 
die Personalakte eingefügt wird und ab diesem Zeitpunkt die 
Personalakte nach Satz 1 geführt wird. 

(3) Alle bisherigen Regelungen zur Personalaktenführung von 
Klerikern, Kandidaten und Kirchenbeamten, soweit für letzte-
re nicht die personalaktenrechtlichen Bestimmungen des Lan-
des- oder Bundesbeamtengesetzes Anwendung finden, treten 
mit Inkrafttreten dieser Ordnung außer Kraft. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 

Köln, 7. Dezember 2021

+ Rolf Steinhäuser 
Apostolischer Administrator
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Nr. 3 Beschlussfassung über den gemeinsamen  
Wirtschaftsplan 2022 der Erzdiözese Köln  
und des Erzbischöflichen Stuhls

Der Kirchensteuer- und Wirtschaftsrat hat in seiner Sitzung 
am 04. Dezember 2021 den gemeinsamen Wirtschaftsplan 
2022 der Erzdiözese Köln und des Erzbischöflichen Stuhls wie 
folgt beschlossen:

Wirtschaftsplan 2022

 1. Erträge aus Kirchensteuern
  a) Kirchensteuer brutto  948.060.888 € 
  b) Verrechnung Kirchenlohnsteuer  279.811.811 € 
  c) Kirchensteuerzerl./So. Ertr. a. KIST  482.000 € 
Summe Kirchensteuern  667.767.077 € 

 2. Erträge aus Zuweisungen u. Zuschüssen  145.957.320 € 
 3. Sonstige Umsatzerlöse  44.542.950 € 
 4. Sonstige Erträge  26.051.425 € 
Summe Erträge  884.318.773 € 

 5. Aufw. aus Zuweisungen u. Zuschüssen  361.531.671 € 
 6. Personalaufwand  388.767.474 € 
 7. Abschreibungen auf Sachanlagen  33.058.687 € 
 8. Sonstige Aufwendungen  160.868.717 € 
Summe Aufwendungen  944.226.549 € 

Zwischenergebnis -59.907.777 € 

 9. Erträge aus Beteiligungen  4.775.768 € 
 10. Erträge aus anderen Wertpap./Ausleih.  43.122.436 € 
 11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  12.000 € 
 13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  15.262.500 € 
Finanzergebnis  32.647.704 € 

 14. Ergebnis vor Steuern -27.260.073 € 

 16.  Sonstige Steuern  280.976 € 
 17. Jahresüberschuss -27.541.049 €

Investitionsplan 2022

Schulen, Bildungs- und Tagungshäuser  34.803.205 € 
Sonstige Gebäude  3.200.000 € 
Anlagen im Bau  50.000 € 
INVESTITIONEN GRUNDST.  
U. GEBÄUDE  38.053.205 € 

Ausstattung Betrieb  664.051 € 
Ausstattung EDV  792.986 € 
Geringwertige Wirtschaftsgüter  3.143.953 € 
INVESTITIONEN GESAMT  42.654.195 €

Nr. 4 Verlegung des Geschäftssitzes des Verbandes  
der kath. Kirchengemeinden im Kreisdekanat 
Rhein-Kreis Neuss von Neuss nach Grevenbroich

Hiermit genehmige ich die von der Vertreterversammlung am 
7. Oktober 2021 beschlossene Verlegung des Geschäftssitzes 

des Verbandes der kath. Kirchengemeinden im Kreisdekanat 
Rhein-Kreis Neuss von Neuss nach Grevenbroich.

Köln, den 10. Dezember 2021

+ Rolf Steinhäuser
Apostolischer Administrator

Nr. 5 Dekret zur Profanierung der Kirche St. Petrus  
in Wuppertal-Blombacher Bach

Auf Antrag des Kirchenvorstandes der Kirchengemeinde St. Eli-
sabeth und St. Petrus in Wuppertal vom 04.12.2011, dem sich 
der Pfarrgemeinderat mit Votum vom 04.12.2012 angeschlossen 
hat, sowie nach Anhörung des Priesterrats der Erz diözese Köln 
vom 07.11.2013 und 10.11.2021 verfüge ich hiermit gemäß can. 
1222 § 2 CIC die Profanierung der Kirche St. Petrus in Wup-
pertal-Blombacher Bach sowie gemäß can. 1238 § 1 in Verbin-
dung mit can. 1212 CIC die Profanierung des darin befindlichen  
Altares.

Die Profanierung der Kirche und des Altares erfolgen mit so-
fortiger Wirkung. Altar und Tabernakel sind vor einer weiteren 
Verwendung zu entfernen, eventuell vorhandene Reliquien sind 
einem der Reliquiencustoden zur Verwahrung zu übergeben. Alle 
sakralen Gegenstände und weiteren Ausstattungs stücke, insbe-
sondere Kunstgegenstände, sind in einem Inventar zu verzeichnen 
und sodann aus der Kirche zu entfernen. Sie können entweder an 
einem würdigen Ort aufbewahrt oder aber einer anderweitigen 
Nutzung, zum Beispiel einer anderen Kirche, zugeführt werden. 
Die Entscheidung hierüber möge der Kirchenvorstand in Ab-
stimmung mit dem Erzbischöflichen Generalvikariat treffen.

Begründung
Schon 2013 wurde in der Kirchengemeinde festgestellt, dass  
seit 10 Jahren keine sinnvolle, pastorale Nutzung der Kirche  
St. Petrus in Wuppertal-Blombacher Bach erfolgt. Die abneh-
mende Zahl an Gläubigen in dem Wohnort in geographischer 
Randlage hat sich zudem zu umliegenden Kirchorten orientiert. 
Weitere Gemeindeaktivitäten finden vor Ort seit Jahren nicht 
mehr statt. Auch die zwischenzeitliche Nutzung durch eine Ritus-
gemeinde der Internationalen Katholischen Seel sorge wurde auf-
grund der Ortslage verlagert. Das Heil der Seelen nimmt daher 
im Falle der Profanierung der Kirche St. Petrus keinen Schaden.

Nach sorgfältiger Würdigung aller Umstände war daher festzu-
stellen, dass die Voraussetzungen für die Profanierung der Kirche 
St. Petrus in Wuppertal-Blombacher Bach gemäß can. 1222 § 2 
CIC erfüllt sind und somit dem Antrag des Kirchenvorstandes 
entsprochen werden konnte.

Dieses Dekret ist im Amtsblatt für das Erzbistum Köln zu ver-
öffentlichen.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gemäß can. 1734 §§ 1 und 2 CIC kann innerhalb von zehn 
Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt die Abänderung 
oder die Rücknahme dieses Dekrets beantragt werden. Der  
Antrag ist zu richten an den Apostolischen Administrator des 
Erzbistums Köln, 50606 Köln.

Köln, 3. Dezember 2021

+ Rolf Steinhäuser
Apostolischer Administrator

Markus-J. Heeg
Erzbischöflicher Notar
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Bekanntmachung des Delegaten des Apostolischen Administrators

Nr. 6 Anlagerichtlinien für das Kapitalvermögen der 
Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände  
und Gemeindeverbände im Erzbistum Köln  
(KAnlageRL)

Köln, 8. Dezember 2021

I. Präambel

Die Kirchengemeinden des Erzbistums Köln benötigen für ihre 
seelsorgerischen und caritativen Aufgaben finanzielle Mittel, 
die neben der Kirchensteuer insbesondere in Vermögenserträ-
gen bestehen. Das Vermögen der Kirchengemeinde hat somit 
eine dienende Funktion und ist nach kaufmännischen Prinzi-
pien zu verwalten und einzusetzen.

Bei der Anlage von Kapitalvermögen sind die ethischen und 
moralischen Normen der katholischen Kirche zu berücksich-
tigen. 

II. Grundsätze der Anlagepolitik

1. Gliederung der Vermögensarten

Diese Richtlinie umfasst die Finanzanlagen im Anlagevermö-
gen (Kapitalvermögen) und Geldanlagen im Umlaufvermögen 
der Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Ge-
meindeverbände im Erzbistum Köln. Dabei ist es unerheblich, 
ob es sich um Vermögen in der Kirchengemeinde handelt (sog. 
Fondsvermögen/Substanzvermögen) oder um Vermögen der 
Kirchengemeinde (sog. Rücklagen).

Soweit in dieser Richtlinie von „Kirchengemeinden“ die Rede 
ist, bezieht sich dies entsprechend auch auf Kirchengemeinde-
verbände und Gemeindeverbände.

2. Treuhänderische Verantwortung 

Das Substanzvermögen/ Fondsvermögen der Kirchengemeinde 
(z.B. Fabrikfonds, Pfarrfonds, Stellenfonds) ist in treuhänderi-
scher Verantwortung des Kirchenvorstands bzw. der Verbands-
vertretungen anzulegen. Bei der Kapitalanlage sind die Ziele 
Liquidität, Sicherheit, Kapitalerhaltung und angemessene Ren-
dite zu verfolgen. Auf diese Weise können die Vermögenserträ-
ge für die Arbeit und die Ziele der Kirchengemeinde eingesetzt 
werden und ihr Substanzvermögen dient aufgrund seiner Wid-
mung der dauerhaften Sicherstellung der kirchlichen Zwecke.

Die nachfolgenden Regelungen entbinden die mit den Anla-
geentscheidungen befassten Personen und Gremien nicht von 
ihrer Verantwortung und Sorgfaltspflicht. 

3. Ethik und Nachhaltigkeit 

Das kirchengemeindliche Kapitalvermögen ist in Übereinstim-
mung mit den Grundsätzen der katholischen Kirche ethisch-
nachhaltig anzulegen. Zur konzeptionellen und praktischen 
Umsetzung einer ethischnachhaltigen Kapitalanlage liefert die 
vom Zentralkomitee der deutschen Katholiken (ZdK) und der 
Deutsche Bischofskonferenz (DBK) herausgegebene Orien-
tierungshilfe „Ethisch-nachhaltig investieren“ weitreichende 
Unterstützung (https://www.erzbistum-koeln.de/erzbistum/
finanzen). Die Orientierungshilfe beschreibt die Voraussetzun-
gen und die Bausteine eines ethisch-nachhaltigen Investments 
und zeigt, wie sich ein Konzept zur ethisch-nachhaltigen Kapi-
talanlage entwickeln und praktisch umsetzen lässt.

4. Transparenz

Die Kapitalanlage hat transparent zu erfolgen. Auch bei allen 
Anlageentscheidungen ist diese Transparenz zu gewährleisten. 
Der Kirchenvorstand hat dafür Sorge zu tragen, dass er eine 
regelmäßige Berichterstattung über die vorhandenen Finanz-
anlagen erhält, damit er seiner Verantwortung gerecht werden 
kann. Dazu können Vereinbarungen mit Dritten (z.B. der de-
potführenden Bank) getroffen werden.

Alle Konten, Wertpapiere und Depots müssen auf den voll-
ständigen Namen der Kirchengemeinde lauten und sind mit 
erforderlichen Zusätzen hinsichtlich der Vermögenszuordnung 
(Mittelherkunft), z.B. Angabe der Rücklage bzw. des Substanz-
kapitals, zu versehen. Sie dürfen nicht im Namen des Pfarrers 
oder einer anderen Person geführt werden. 

III. Anlageziele und Anlagegrundsätze 
Bei der Kapitalanlage sind die nachfolgenden Anlageziele und 
Anlagegrundsätze zu verfolgen und einzuhalten:

1. Das Kapitalvermögen einer Kirchengemeinde ist unter Be-
rücksichtigung der mit ihm finanzierten Aufgaben und Pro-
jekte sowie einer jederzeitigen Zahlungsfähigkeit sicher und 
angemessen diversifiziert anzulegen. Dabei sollte das Ziel 
größtmöglicher Wertbeständigkeit dem Ziel der Ertragserzie-
lung vorgehen. Grundsätzlich ist eine angemessene Rendite 
anzustreben, die neben dem mittelfristigen Inflationsausgleich 
auch einen Beitrag zur Mitfinanzierung kirchengemeindlicher 
Verpflichtungen leistet.

2. Bei der Anlage ist auf eine ausreichende Diversifikation,  
d. h. Mischung und Streuung der einzelnen Anlageklassen, 
Einzeltitel und deren Aussteller sowie der Fristigkeiten zu ach-
ten. Details siehe Kapitel V. Zulässige Anlageformen und Be-
schränkungen.

3. Es dürfen nur Wertpapiere erworben werden, die an der  
Börse zum amtlichen Handel zugelassen sind oder für die die 
Börsenzulassung bereits beantragt ist oder die unter Großban-
ken gehandelt werden, die in Deutschland zugelassen sind. 

4. Die Basiswährung des Vermögens ist der Euro. Fremdwäh-
rungsrisiken außerhalb des Euro sind im Rahmen der Ver-
mögensstruktur nur begrenzt zugelassen. Details siehe Kapitel  
IV. Zulässige Kapitalanlagen und Beschränkungen.

5. Bei der Anlageentscheidung hat die Kirchengemeinde die 
Kosten der Kapitalanlage zu beachten. Vor Käufen sind die 
von der Bank (bzw. einem Finanzdienstleister) im Beratungs-
geschäft verpflichtend vorzulegenden Aufstellungen über die 
Gesamtkosten des Investments zu prüfen. Es ist eine angemes-
sene Relation der Gesamtkosten zu den Renditeerwartungen 
des Investments einzuhalten.

6. Das gesamte Portfolio der Finanzanlagen inkl. Geldanlagen 
ist regelmäßig, aber mindestens jährlich und bei einer Größe 
von mehr als 500.000 € (Gesamtbuchwert) quartalsweise auf 
seine Richtlinienkonformität zu überprüfen. Kommt es auf-
grund von Änderungen in der Wertpapierqualität und/oder 
aufgrund von Änderungen der Buchwerte zu einer Nichtein-
haltung der Bestimmungen dieser Anlagerichtlinie, dann ist 
das Finanzanlagevermögen Interessen wahrend, jedoch zeitnah 
(in der Regel innerhalb von 90 Handelstagen) so zu disponie-
ren, dass die Bestimmungen dieser Anlagerichtlinie wieder ein-
gehalten werden.
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IV. Zulässige Finanzanlagen und Beschränkungen
Hinweis: Die Übersicht beschreibt die Zulässigkeit und zeigt 
weitere Restriktionen von Finanzanlagen im Anlage- und Um-

laufvermögen auf. Die nachfolgend genannten prozentualen 
Angaben beziehen sich immer auf den Gesamtbuchwert aller 
Finanzanlagen inkl. Geldanlagen:

Anlageform Anlagevermögen Umlaufvermögen

Geld(markt)anlagen

Geldanlagen (Einlagen, Termingelder, 
Tagesgeldkonten, Sparbücher, Sparbriefe)

–  nur bei Instituten, die Mitglied einer Einlagensicherungs-
einrichtung sind

–  bei Geldanlagen über 100.000 € ist eine ausreichende  
Streuung der schuldnerspezifischen und liquiditätsbezogenen 
Risiken der Geldanlagen sicherzustellen

–  unbegrenzt zulässig nach Abzug der zu erwartenden  
Auszahlungsverpflichtungen der nächsten 6 Monate

Geldmarktfonds –  nur Aussteller mit sehr guter Bonität (Rating von AAA bis AA 
nach Standard & Poor´s bzw. Aaa bis Aa2 nach Moody’s)

Verzinsliche Wertpapiere

Bundesanleihen, Anleihen der Länder 
und öff.-rechtl. Einrichtungen mit  
Garantie des Bundes oder der Länder 

–  ohne Beschränkung

Pfandbriefe nach deutschem Recht –  ohne Beschränkung (AAA)

Staatsanleihen der übrigen Euro-Zone, 
supranationale Einrichtungen der EU

–  Mindestrating Investmentgrade (BBB-/Baa3): 
A/A2 bis BBB-/Baa3 (einschl.): max. 10 %  
AA-/Aa3 bis BBB-/Baa3 (einschl.): max. 25 % 
AAA/Aaa bis BBB-/Baa3 (einschl.): max. 50 %

–  Emittenten außerhalb EUR-Währungsraum nur in Fonds 
Unternehmensanleihen  
(inkl. Bankanleihen) 

–  nur in Fondsinvestments zulässig nicht zulässig

Aktien

Aktienanlagen –  nur in Fondsinvestments zulässig nicht zulässig

Fondsinvestments

Aktienfonds (inkl. ETF) -  nur gemäß Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) regulierte Fonds 
zulässig

–  max. Risikoindikator 5; gem. PRIIP-Verordnung (Packaged 
Retail and Insurance-based Investment Products)

–  Aktienanlagen insgesamt bis max. 30 %

nicht zulässig

Rentenfonds (inkl. ETF) –  nur gemäß Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) regulierte Fonds 
zulässig

–  max. Risikoindikator 3 bzw. Investmentgrade (BBB-/Baa3): 
Risikoindikator 3: max. 20 % 
Risikoindikator 2 bis Risikoindikator 3 (einschl.): max. 50 % 
Risikoindikator 1 bis Risikoindikator 3 (einschl.): max. 90 %

–  Rentenanlagen außerhalb EUR-Währungsraum: max. 20 %
Immobilienfonds –  nur „offene“ Immobilienfonds (reguliert im KAGB) zulässig

–  ausgewogene Vermögenstruktur beachten
–  keine Anlagen außerhalb des Euro-Raum zulässig
–  bei höchster Qualitätsstufe: max. 50 %

nicht zulässig

Mikrofinanzfonds –  nur gemäß Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) regulierte Fonds 
zulässig 

–  max. Risikoindikator 4
–  Mikrofinanzfonds max. 10 % 

nicht zulässig
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Weitere Details zu den vorgenannten Finanzanlageformen und 
Einschränkungen:

1. Anlagen in Fremdwährungen

Anlagen in Fremdwährungen außerhalb des Euro sind nur im 
Rahmen von Fondsinvestments und nur für das Anlagevermö-
gen zulässig, wobei 20 % des Gesamtbuchwertes aller Finanz-
anlagen der Kirchengemeinde bzw. des jeweiligen Fondsver-
mögens der Kirchengemeinde (z.B. Fabrikfonds, Stellenfonds) 
nicht überschritten werden darf. Fremdwährungsanlagen au-
ßerhalb des Anlagevermögens sind nicht zulässig.

2. Anlage in (fest-)verzinsliche Wertpapiere

(Fest-)verzinsliche Wertpapiere (Renten) können direkt erwor-
ben werden, wenn diese als Schuldverschreibung (auf den In-
haber oder Namen lautend), Schuldscheindarlehen oder Spar-
brief ausgestellt werden.

Die Renten müssen eine reguläre Zins- und Tilgungsverein-
barung haben. Die Ausstattung kann fest- oder variabel ver-
zinslich sein. Nullkuponanlagen und diskontierte Wertpapiere 
dürfen nicht erworben werden. Es dürfen nominal- und real-
zinsabhängige (inflationsindexierte) Renten erworben werden.

Strukturierte Wertpapiere wie z.B. Options-, Wandel- oder 
Aktienanleihen oder Kreditderivate in Form von z.B. ABS 
(Asset-Backed Securities), MBS (Mortgage Backed Securities), 
CDO (Collateralized Debt Obligations) dürfen ebenfalls nicht 
erworben werden, da diese Anlagen Optionen, eingebettete 
Derivate oder Formen von Termingeschäften beinhalten. 

Die Emittenten verzinslicher Wertpapiere müssen mindestens 
ein Rating von BBB- (Standard & Poor’s, Fitch) oder Baa3 
(Moody’s) aufweisen. Wenn unterschiedliche Ratings von ver-
schiedenen Ratingagenturen vergeben wurden, dann gilt das 
schlechtere Rating. Sollte sich ein Rating bei gehaltenen Wert-

papieren verschlechtern (Downgrade) und aus dem Invest-
mentgrade-Bereich (BBB- bzw. Baa3) herausfallen, müssen 
die Anleihen innerhalb der nächsten 90 Handelstage verkauft 
werden. 

Das Vermögen darf in Wertpapieren desselben Emittenten nur 
bis zu 5 % des Gesamtbuchwertes der Finanzanlagen angelegt 
werden. Staaten, staatliche Gebietskörperschaften, öffent-
lich-rechtliche Kreditinstitute und supranationale Institutio-
nen mit einer Bonität von mindestens AA/Aa2 sind hiervon 
ausgenommen. 

Die Restlaufzeiten und Zinsbindungen der festverzinslichen 
Wertpapiere haben sich generell an der Laufzeit der Verpflich-
tungen zu orientieren (Fristenkongruenz). Unter Verpflichtung 
werden die zu erwartenden Auszahlungen in Höhe und zeit-
licher Folge verstanden. 

Obligationen mit Zinsvereinbarung in Form variabel gestalteter 
Kupons, Stufenzinsvereinbarungen sowie inflationsindexierter 
Zins- und Kurskomponenten sind bis zu 25 % aller verzinslichen 
Wertpapieranlagen im Anlagevermögen zugelassen. Vorausset-
zung für die Aufnahme der zugelassenen Zinsstrukturen ist ein klar 
definierter und damit kalkulierbarer Zeitpunkt der Fälligkeit, zu  
welchem das Papier zum Nominalwert getilgt wird. Alle Zins-
strukturen ohne diese Voraussetzung sind nicht zulässig. 

Anleihen mit Kündigungsstruktur sind zulässig, soweit eine 
maximale Laufzeit auf Basis eines letztmöglichen Tilgungs-
termins (Fälligkeit) definiert ist. Papiere ohne festen Tilgungs-
termin sind nicht zulässig. 

3. Anlage in Fonds

Die Kirchengemeinde hat sich vor Kauf und während der 
Halte dauer regelmäßig ein Bild der Qualität der Fondsanlagen 
zu verschaffen. Bei der Prüfung der Qualität ist die vergangene 

Anlageform Anlagevermögen Umlaufvermögen

Fondsinvestments

Mischfonds –  nur gemäß Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) regulierte Fonds 
zulässig

–  max. Risikoindikator 4
–  max. Aktienquote im Mischfonds: 50 %
–  die Aktienanlagen sind auf die Aktien-quote insgesamt  

anzurechnen

nicht zulässig

Sonstige Anlageformen

Beteiligungen –  ausschließlich Direktbeteiligungen an kirchlichen Banken  
bis max. 10 %

–  genossenschaftsähnliche Beteiligung, wie bei Oikocredit,  
bis max. 10 %

nicht zulässig

Gewährung von Darlehen –  nur im Einzelfall und im direktem Zusammenhang mit der 
Finanzierung von Projekten bzw. Maßnahmen auf Antrag und 
mit Genehmigung der zuständigen Gremien

nicht zulässig

Hedge-Fonds, Private-Equity-Fonds nicht zulässig

Derivate nicht zulässig

Rohstoff-Anlagen nicht zulässig

Termingeschäfte nicht zulässig
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Ertragsentwicklung des Fonds relativ zu einer angemessenen 
Vergleichsgruppe maßgeblich und es ist ein Fondsrating hinzu-
zuziehen. Alternativ kann eine Bankexpertise oder die schrift-
liche Einschätzung eines renommierten Finanzdienstleistungs-
unternehmens zur Prüfung herangezogen werden.

Vor einem Investment muss die Kirchengemeinde die Gesamt-
kosten in die Beurteilung der Fondsanlage einbeziehen. Dazu 
gehören insbesondere die Ausgabeaufschläge und die vom An-
lagevolumen abhängigen Gesamtkosten (sog. TER = Total Ex-
pense Ratio: Kosten für das Management, die Verwaltung und 
Verwahrung des Fondsvermögens). Vor der Anlage hat sich 
die Kirchengemeinde eine entsprechende Kostenaufstellungen 
vorlegen zu lassen und für die Geschäftsdokumentation aufzu-
bewahren. Es ist eine angemessene Relation der Gesamtkos-
ten inkl. Aufgabeaufschlägen zu den Renditeerwartungen der 
Fondsanlage einzuhalten.

Im Rahmen der Fondsanlage sind die wesentlichen Anleger-
informationen (KIID „Key Investor Information Document“ 
bzw. KID „Key Information Document“) zu beachten und für 
die Geschäftsdokumentation aufzubewahren. Zur Beurteilung 
der Qualität und des Risikos der Anlagen muss der SRRI („Syn-
thetic Risk and Reward Indicator“) oder der SRI („Summary 
Risk Indikator“) herangezogen werden. Fondsanlagen sollen 
nur im Bereich der Indikatoren von 1 bis 5 erfolgen bei einer 
Gesamtskala von 1 (geringstes Risiko) bis 7 (höchstes Risiko). 

Der den wesentlichen Anlegerinformationen (wAI) der jewei-
ligen Fondsanlage zu entnehmende gesetzlich vorgeschriebene 
Risikoindikator darf bei Rentenfonds einen Wert von 3, bei 
Mischfonds und Mikrofinanzfonds einen Wert von 4 und bei 
Aktienfonds und ETFs (Ex-change Traded Funds) einen Wert 
von 5 nicht überschreiten. 

Die in den Anlegerinformationen enthaltenen Angaben zu 
ethisch-nachhaltigen Restriktionen in der Fondsanlage sind 
hinsichtlich der Vorgaben zur ethisch-nachhaltigen Kapitalan-
lagepolitik zu beachten.

Bei Anlagen in Aktien-, Renten-, Mikrofinanz- und Misch-
fonds müssen neben den bereits bei den jeweiligen Anlage-
klassen genannten Voraussetzungen nachfolgende Vorgaben 
gemeinsam erfüllt sein:
a) Aktiv gemanagte Investmentfonds: 

– Vertriebszulassung für Deutschland,
– Mindestgröße der Fonds > 100 Mio. EUR (über die 

letzten 3 Jahre dauerhaft),
– tägliche Preisermittlung und halbjährliches Reporting,
– nachweisbare chronologisch verfolgbare Erfolgs- und 

Erfahrungsgeschichte (Track Record) > 3 Jahre,
– ordentliche Erträge müssen mindestens jährlich ausge-

schüttet werden.
b) Passive, börsengehandelte Investmentfonds (ETF): 

– Vertriebszulassung für Deutschland,
– ETF müssen das Basisinvestment replizieren. Es sind 

keine ETF auf Basis von Finanzderivaten zugelassen 
(geswapte ETF),

– Mindestgröße der Fonds > 100 Mio. EUR,
– Auflage des Fonds mindestens 1 Jahr vor dem Anteils-

erwerb,
– ordentliche Erträge müssen mindestens jährlich ausge-

schüttet werden.

c) Immobilienfonds:
– Vertriebszulassung für Deutschland,
– geschlossene Immobilienfonds sind nicht zulässig,
– ordentliche Erträge müssen mindestens jährlich ausge-

schüttet werden.
d) Aktienfonds:

– Vertriebszulassung für Deutschland,
– Bei Aktienanlagen ist auf eine angemessen hohe Diver-

sifikation zu achten,
– ordentliche Erträge müssen mindestens jährlich ausge-

schüttet werden.
e) Mikrofinanzfonds:

– Vertriebszulassung für Deutschland,
– es muss nachweislich ein soziales Investment vorliegen,
– halbjährliches Reporting,
– nachweisbare chronologisch verfolgbare Erfolgs- und 

Erfahrungsgeschichte (Track Record > 3 Jahre),
– ordentliche Erträge müssen mindestens jährlich ausge-

schüttet werden.
f ) Mischfonds:

– Vertriebszulassung für Deutschland,
– die Rentenanlagen sind auf die entsprechenden Anlage-

grenzen anzurechnen,
– die Ratingvorgaben und Fremdwährungsbeschränkun-

gen sind insgesamt einzuhalten,
– ordentliche Erträge müssen mindestens jährlich ausge-

schüttet werden.

4. Derivative Instrumente

Derivative Instrumente dürfen nicht direkt erworben wer-
den. Soweit derivative Instrumente im Rahmen der Risiko-
steuerung in einer Fondsanlage eingesetzt werden, ist dies 
zulässig. 

V. Berichtswesen 
Es obliegt der Verantwortung des Kirchenvorstandes sich regel-
mäßig einen Überblick über die Vermögenswerte und Risiko-
lage der Finanzanlagen zu verschaffen. Zu empfehlen ist ein 
vierteljährlicher, mindestens halbjährlicher Berichtsturnus.

Die Inhalte sind entsprechend den investierten Finanzanlage-
produkten angemessen auszugestalten:
1. Vermögensaufstellung und Veränderungen (Käufe / Ver-

käufe) im Berichtszeitraum, 
2. bei Wertpapier- und Fondsanlagen zusätzlich Darstellung 

der Wertentwicklung (absolut und in %) im Berichtszeit-
raum und im laufenden Jahr,

3. Darstellung der Vermögensstruktur in geeigneter Form, um 
die Risikostruktur und die Einhaltung der Anlagerichtlinie 
beurteilen zu können,

4. Informationen zur Einhaltung ethisch-nachhaltiger Vorga-
ben (z.B. ESG-Kennzahlen).

Zur Erstellung des laufenden Berichtswesens können Vereinba-
rungen mit Dritten (z.B. der depotführenden Bank) getroffen 
werden.

VI. Übergangsbestimmungen
Sofern die aktuellen Finanzanlagen bzw. das Wertpapierdepot 
der Kirchengemeinden der Anlagerichtlinie nicht entsprechen, 
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gilt eine Übergangszeit von 2 Jahren ab Inkrafttreten der Richt-
linie zur Herstellung eines richtlinienkonformen Wertpapier-
depots. 

VII. Banken als Vermögensverwalter

Die Anlage von Kapitalvermögen einer Kirchengemeinde ist 
auch in Form eines externen Vermögensverwaltungsmandats 
durch z. B. ein Kreditinstitut möglich. Dieses Mandat darf 
nicht gegen die Regelungen und Ziele dieser Richtlinie ver-
stoßen. 

Die Kirchengemeinde muss insbesondere die Kosten dieser 
Vermögensverwaltung beachten. Der Vertrag muss hierzu 
transparente und nachvollziehbare Regelungen enthalten. Min-
destens jährlich ist eine vollständige Kostenaufstellung vorzule-
gen und von der Kirchengemeinde auf ihre Angemessenheit 
zu überprüfen. Insbesondere ist eine angemessene Relation der 
Gesamtkosten zu den Renditeerwartungen der Kapitalanlage 
anzustreben.

Der Vertrag über ein externes Vermögensverwaltungsmandat 
ist dem Erzbischöflichen Generalvikariat zur Genehmigung 
vorzulegen.

VIII. Genehmigung durch das Erzbischöfliche Generalvikariat

Kapitalanlagen mit Ausnahme von Einlagen bei Kreditinsti-
tuten bedürfen gemäß Art. 7 der Geschäftsanweisung für die 
Verwaltung des Vermögens in den Kirchengemeinden und  
Gemeindeverbände der Erzdiözese Köln zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde.

Die Genehmigung wird nach näherer Maßgabe der Ausfüh-
rungsverordnung zu Art. 7 a der Geschäftsanweisung für die 
Verwaltung des Vermögens in den Kirchengemeinden und Ge-
meindeverbänden der Erzdiözese Köln (AusfVO – GA Voraus-
genehmigung Nutzungs- und Wartungsverträge, Kapitalanla-
gen) in der jeweils geltenden Fassung erteilt.

Ausnahmen von der Anlagerichtlinie und/ oder Abweichungen 
in der Vermögensstruktur bedürfen stets der Einzelvorlage und 
der Genehmigung. 

IX. Inkrafttreten

Diese Anlagerichtlinien treten zum 1. Januar 2022 in Kraft. 
Zugleich treten die Anlagerichtlinien vom 25. November 2010 
(Amtsblatt des Erzbistums Köln 2011, Nr. 12, S. 11 ff.) außer 
Kraft.

Nr. 7 Ansprechpersonen gemäß Nr. 4 der Ordnung  
für den Umgang mit sexuellem Missbrauch  
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch Kleriker und sonstige  
Beschäftigte im kirchlichen Dienst.

Köln, 9. Dezember 2021

Folgende Ansprechpersonen (in alphabetischer Reihenfolge) 
sind gemäß Nr. 4 der Ordnung für den Umgang mit sexuel-
lem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürf-
tiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte 

im kirchlichen Dienst vom 6. Dezember 2019 (Amtsblatt des 
Erzbistums Köln 2020, Nr. 2, S. 5 f.) für das Erzbistum Köln 
benannt:
• Herr Peter Binot 

Kriminalhauptkommissar a.D.,  
Psychologischer Berater & Coach 
Telefon: 0172 290 1534 
E-Mail: Peter.Binot@Erzbistum-Koeln.de

• Frau Kim-Sabrina Ohlendorf 
M.Sc. Psychologin, Rechtsanwältin 
Telefon: 0172 290 1248 
E-Mail: Kim-Sabrina.Ohlendorf@Erzbistum-koeln.de

Nr. 8 Mitglieder des Beraterstabs zu Fragen im Bereich 
des sexuellen Missbrauchs

Köln, 9. Dezember 2021

Funktion des Beraterstabs
Der Beraterstab berät den Apostolischen Administrator zu  
vorliegenden Fällen und gibt Entscheidungsempfehlungen. 
Der Beraterstab setzt sich aus externen Experten aus den ver-
schiedenen Fach bereichen, wie z. B. der Kinder- und Jugend-
psychiatrie, zusammen.

Mitglieder des Beraterstabs
Zwei Sitze im Beraterstab werden durch Betroffene von 
 sexuellem Missbrauch bekleidet, welche nach eigenem Wunsch  
anonym bleiben möchten. Die weiteren Sitze sind wie folgt  
besetzt (alphabetische Reihenfolge):

• Herr Peter Binot, Kriminalhauptkommissar a.D.,  
Psychologischer Berater und Coach

• Frau Katja Birkner, Präventionsbeauftragte

• Herr Wilhelm Anton Darscheid, Leitender Pfarrer

• Herr Dr. Klaus Elsner, Dipl.-Psychologe PP,  
Fachpsychologe für Rechtspsychologie BDP/DGPs,  
Praxisgemeinschaft Rechtspsychologie

• Herr Andreas Hamerski, Leiter der Familienberatung  
und des Schulpsychologischen Dienstes der Stadt Köln

• Frau Stefanie Hermanns, Ansprechpartnerin für  
Verfahrens- und Rechtsfragen in Interventionsfällen  
für die Mitglieder des Diözesan-Caritasverbandes

• Delegat des Apostolischen Administrators  
Msgr. Dr. Markus Hofmann

• Frau Malwine Marzotko, Interventionsbeauftragte

• Frau Erika Nagel, Ermittlungsrichterin a.D.

• Frau Katharina Neubauer, Stellvertretende  
Interventionsbeauftragte

• Frau Kim-Sabrina Ohlendorf, M.Sc. Psychologin  
und Rechtsanwältin

• Herr Rechtsanwalt Christian Steinkrüger,  
Rechtsanwaltskanzlei Steinkrüger Stingl & Partner

• Frau Dr. med. Gudrun Strauer, Fachärztin für  
Kinder-/Jugendpsychiatrie und -psychotherapie
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Nr. 9 Geschäftsstelle des Beraterstabs im Erzbistum Köln

Köln, 2. Dezember 2021

Mit Wirkung zum 1. Januar 2022 wechselt die Geschäftsstelle 
des Beraterstabs im Erzbistum Köln von der Stabsstelle Inter-
vention zur Stabsstelle Aufarbeitung.

Nr. 10 Aufhebung des Musters einer Dienstansweisung für 
Pfarramtssekretärinnen/Pfarramtssekretäre aus dem 
Jahre 2009

Köln, 9. Dezember 2021

Das Muster einer Dienstanweisung für Pfarramtssekretärin-
nen/Pfarramtssekretäre in der Fassung vom 16. Oktober 2009 
(Amtsblatt des Erzbistums Köln 2009, Nr. 240, S. 245 ff.)  
wird mit Wirkung zum 1. Januar 2022 aufgehoben. Den 
Dienstgebern wird von der Abteilung Personal Seelsorge-
bereiche ein aktualisiertes Muster einer Dienstanweisung für 
Pfarramts sekretärinnen und Pfarramtssekretäre zur Verfügung 
gestellt.

Nr. 11 Besondere Hinweise zum Tokyo-Sonntag  
am 30. Januar 2022

Köln, 10. Dezember 2021

Alljährlich wird am letzten Sonntag im Januar (30. Januar 2022) 
der 1954 begründeten Gebets- und Hilfsgemeinschaft der Erz-
diözese Köln mit der Erzdiözese Tokyo gedacht.

Es wird gebeten, an allen Sonntags- und Vorabendgottesdiens-
ten die bleibende Verbundenheit mit den Katholiken unserer 
Schwesterdiözese in den Fürbitten zum Ausdruck zu bringen.
In diesem Jahr wird der Tokyo-Sonntag unter einen besonderen 
Gebetstag für Myanmar gestellt. In einem der ärmsten Länder 
der Welt häufen sich staatliche Angriffe gegen katholische Kir-
chen. Nur etwa ein Prozent der Bevölkerung ist katholisch. Die 
Kirche versteht ihren Einsatz als Dienst an allen Myanmaren und 
fördert den Dialog jenseits von Religion und Ethnie. Die Erz-
diözesen Köln und Tokyo engagieren sich gemeinsam seit vielen 
Jahren in Myanmar. 

Gemeinsam mit den Katholiken in Tokyo, die zur gleichen Zeit 
den „Köln-Sonntag“ begehen, beten wir außerdem um eine gute 
Zukunft unserer Kirche und um Berufungen, vor allem auch um 
den Priesternachwuchs. Dabei erinnern sich die Gläubigen, die 
in Tokyo mit 90.000 Mitgliedern eine Minderheit von weniger 
als einem halben Prozent der Gesamtbevölkerung darstellen, im-
mer wieder in Dankbarkeit an die vielfältigen Kölner Aufbau-
hilfen für neue Pfarreien in der ersten Dekade der Partnerschaft.
Bei seinem Besuch in Myanmar hatte Papst Franziskus bereits 
2017 über die große Verantwortung gesprochen, die die Auto-
ritäten des Landes innehaben und die „Achtung jeder Volks-
gruppe“ betont. In einer Solidaritätsmesse für die Menschen 
in Myanmar rief er 2021 dazu auf, sich angesichts anhaltender 

Unterdrückung und Gewalt für Frieden und Geschwisterlichkeit 
einzusetzen. Die Menschen sollten „nicht der Logik des Hasses  
und der Rache“ nachgeben, sondern „fest auf den Gott der  
Liebe“ blicken, „während auf Erden gekämpft und unschuldiges 
Blut vergossen wird.“

Die Kollekte am Tokyo-Sonntag wird zusammen mit der gleich-
zeitig in Tokyo durchgeführten Kollekte zugunsten der Schwes-
terkirche in Myanmar abgehalten.

Nr. 12 Erwachsenentaufe – Feier der Zulassung 2022

Köln, 2. Dezember 2021

1. Vorbereitung erwachsener Bewerberinnen und Bewerber 
auf die Sakramente der Initiation

Erwachsene Taufbewerberinnen und -bewerber erhalten eine 
Einführung in den katholischen Glauben durch eine Begleit-
gruppe auf Pfarr-, Dekanats- oder Stadtebene. Sinnvollerweise 
orientiert sich die Vorbereitungszeit am Kirchenjahr, damit die 
Katechumenen auch das liturgische Leben der Gemeinde ken-
nen lernen. Alljährlich bieten auch die Büros der Katholischen 
Glaubensinformation kgi-fides Taufkurse an.

2. Erwachsenentaufe: Zulassungsfeier am Samstag vor dem 
Ersten Fastensonntag 2022

Alle Gemeinden, die in der Osternacht bzw. in der österlichen 
Zeit die Taufe erwachsener Bewerberinnen und Bewerber pla-
nen, sind zur Zulassungsfeier am Samstag vor dem Ersten Fas-
tensonntag, dem 5. März 2022, um 15.00 Uhr in St. Gereon, 
Gereonskloster 2 in Köln eingeladen. Die Bewerberinnen und 
Bewerber und ihre Begleiterinnen und Begleiter treffen sich um 
14.30 Uhr in der Kirche zur Vorbereitung und Stellprobe.

In der Feier der Zulassung stellen sich die Katechumenen dem 
Erzbischof vor, nachdem diese ihren Vorbereitungsweg fast 
abgeschlossen haben. Der Erzbischof begrüßt die Taufbewer-
berinnen und -bewerber einzeln und beauftragt die taufenden 
Priester mit der Initiation in ihrer Gemeinde.

Pfarrer, die in den nächsten Wochen bis zum 15. Februar 
2022 die Erlaubnis zu einer Erwachseneninitiation beantra-
gen, erhalten automatisch eine Einladung zur Zulassungsfei-
er. Später eingehende Anträge können nicht mehr bearbeitet 
werden, so dass eine Teilnahme an der Taufzulassungsfeier 
nicht möglich sein wird. Nähere Informationen zur Vorbe-
reitung und Gestaltung des Gottes dienstes erhalten Sie in 
der Hauptabteilung Seelsorge (Diakon Tobias Wiegelmann, 
0221/1642-1803, tobias.wiegelmann@erzbistum-koeln.de).

Die Feier der Taufzulassung findet zu den am 5. März 2022  
gültigen Infektionsschutzmaßnahmen und Hygienebestim-
mungen für Gottesdienste statt. Alle angemeldeten Teilneh-
menden werden im Vorfeld über die gültigen Regelungen in-
formiert. 

3. Gestaltung der Stufenfeiern und der Erwachsenentaufe in 
der Gemeinde

Die Zulassungsfeier am Samstag vor dem Ersten Fastensonn-
tag geht von der Osternacht als eigentlichem und ursprüng-
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lichem Ort der Erwachsenentaufe aus. Wir bitten Sie, dies in 
der Planung zu berücksichtigen. Sollte eine Taufe außerhalb 
der österlichen Zeit geplant sein, wird etwa vier Wochen vor 
dieser Taufe ein gemeindlicher Zulassungsgottesdienst gefeiert. 
Gestaltungsvorschläge für diese Feier und alle anderen liturgi-

schen Feiern im Rahmen der Vorbereitung und der Initiation 
finden Sie im Rituale „Die Feier der Eingliederung Erwach-
sener in die Kirche – Grundform – Manuskriptausgabe zur 
Erprobung“, herausgegeben vom Liturgischen Institut, Trier 
2001 (Tel.: 0651/948080). 

Personalia

Nr. 13 Personalchronik

KLERIKER

Vom Herrn Erzbischof wurde ernannt am:
08.10. Herr Kay Michael Adam, mit dem Tag seiner Diako-

nenweihe, dem 20. November 2021, zum Diakon 
mit Zivilberuf im Vorbereitungsdienst an der Pfarrei  
St. Margareta (Basilika minor) in Düsseldorf im 
Stadtdekanat Düsseldorf.

08.10. Herr Andrès Cornejo Bettini, mit dem Tag seiner Dia-
konenweihe, dem 20. November 2021, zum Diakon 
mit Zivilberuf im Vorbereitungsdienst an der Pfarrei 
Hl. Dreifaltigkeit in Düsseldorf-Derendorf/Pempel-
fort im Stadtdekanat Düsseldorf.

08.10. Herr Dirk Küffen, mit dem Tag seiner Diakonenwei-
he, dem 20. November 2021, zum Diakon mit Zivil-
beruf im Vorbereitungsdienst an der Pfarrei St. Joseph 
und Remigius in Köln im Stadtdekanat Köln.

08.10. Herr Peter Muß, mit dem Tag seiner Diakonen-
weihe, dem 20. November 2021, zum Diakon mit  
Zivilberuf im Vorbereitungsdienst an den Pfarreien 
St. Pantaleon in Buchholz, St. Laurentius in Asbach, 
St. Trinitatis in Asbach-Altenburg, Rosenkranzkönigin 
in Asbach-Limbach, St. Antonius in Oberlahr und 
St. Bartholomäus in Windhagen im Seelsorgebereich 
Rheinischer Westerwald des Kreisdekanates Rhein-
Sieg-Kreis.

08.10. Herr Antonino Rizza, mit dem Tag seiner Diakonen-
weihe, dem 20. November 2021, zum Diakon im 
Vorbereitungsdienst an den Pfarreien St. Johannes 
der Täufer in Leverkusen-Alkenrath, St. Joseph in 
Leverkusen-Manfort, St. Albertus Magnus in Le-
verkusen-Schlebusch, St. Andreas in Leverkusen- 
Schlebusch, St. Matthias in Leverkusen-Fettehenne, 
St. Nikolaus in Leverkusen-Steinbüchel und St. Fran-
ziskus in Leverkusen-Steinbüchel-West im Seelsorge-
bereich Leverkusen-Südost des Stadtdekanates Lever-
kusen.

08.10. Herr Gregor Tobias, mit dem Tag seiner Diakonen-
weihe, dem 20. November 2021, zum Diakon mit 
Zivilberuf im Vorbereitungsdienst an der Pfarrei  
St. Antonius in Wuppertal-Barmen im Stadtdekanat 
Wuppertal.

08.10. Herr Klaus Volmer, mit dem Tag seiner Diakonen-
weihe, dem 20. November 2021, zum Diakon mit 
Zivilberuf im Vorbereitungsdienst an den Pfarreien 
St. Michael in Düsseldorf-Lierenfeld, St. Gertrud 
in Düsseldorf-Eller und St. Augustinus in Düssel-
dorf-Eller im Seelsorgebereich Eller-Lierenfeld des 
Stadtdekanates Düsseldorf.

08.10. Herr Martin Voorwold, mit dem Tag seiner Diakonen-
weihe, dem 20. November 2021, zum Diakon mit  
Zivilberuf im Vorbereitungsdienst an den Pfarreien  
St. Marien und St. Joseph in Köln-Kalk und  
St. Engel bert und St. Marien in Köln-Humboldt/
Gremberg im Seelsorgebereich Köln-Kalk/Hum-
boldt/Gremberg des Stadtdekanates Köln.

Vom Apostolischen Administrator wurde ernannt am:
16.11. Msgr. Bernhard Auel weiterhin bis zum 31. Januar 

2023 zum Subsidiar an den Pfarreien St. Petrus in 
Bonn und St. Martin (Basilika minor) in Bonn im 
Stadtdekanat Bonn. 

16.11. Msgr. Dr. Cesar Martinez, im Einvernehmen mit sei-
nem Heimatbischof, weiterhin bis zum 31. Dezember 
2022 zum Subsidiar an der Pfarrei St. Pantaleon in 
Köln im Seelsorgebereich D des Stadtdekanates.

16.11. Herr Kaplan Rodolfo Morales Hintze mit Wirkung vom 
1. Dezember 2021, im Einvernehmen mit seinem 
Heimatbischof, zum Pfarrvikar mit dem Titel Pfar-
rer an den Pfarreien St. Hubertus in Köln-Brück und  
St. Gereon in Köln-Merheim im Seelsorgebereich 
Brück/Merheim des Stadtdekanates Köln.

16.11. Herr Prälat Dr. Karl-Heinz Vogt weiterhin bis zum  
30. November 2022 zum Subsidiar an der Pfarrei Zu 
den hl. Rochus, Dreikönigen und Bartholomäus in 
Köln sowie an den Pfarreien St. Peter in Köln-Ehren-
feld und St. Joseph und St. Mechtern in Köln-Ehrenfeld 
im Seelsorgebereich Ehrenfeld des Stadtdekanates Köln.

Mit Erhalt der erforderlichen Dispens aus dem priesterlichen 
Dienst ausgeschieden ist am:
18.11. Herr Martin Ostheimer.

Es starb im Herrn am:
15.11. Diakon Hubert Gatzweiler, 91 Jahre.
24.11. Msgr. Peter Haanen, 85 Jahre.

LAIEN IN DER SEELSORGE

Es wurde entpflichtet am:
16.11. Herr Gerhard Krebs mit Ablauf des 30. November 

2021 als Pastoralreferent für das Erzbistum Köln  
sowie als Referent in der Hauptabteilung Seelsorge- 
Personal, Referat Einsatz und regionale Begleitung im 
Erzbischöflichen Generalvikariat.

In den Ruhestand getreten ist am:
01.12. Herr Gerhard Krebs.
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Pontifikalhandlungen

Nr. 14 Pontifikalhandlungen besonders Beauftragter

Mit Zustimmung des Apostolischen Administrators spendete 
Herr Bischof em. IIija Janjić aus Kotor, Montenegro am 9. 
Oktober 2021 in der Minoritenkirche Köln 42 Jugendlichen 
der Kroatischen Katholischen Mission das Sakrament der hl. 
Firmung.

Herausgegeben vom Erzbischöflichen Generalvikariat, Marzellenstr. 32, 50668 Köln 
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